
N I E D E R S C H R I F T 

 
über die Sitzung des Stadtrates der Stadt Remagen vom 25.03.2019 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

 
Einladung:  Schreiben vom 15.03.2019  
 

Tagungsort:  Foyer der Rheinhalle, Remagen, An der Alten Rheinbrücke   
 

Beginn:  17:00 Uhr 
 
Ende:   19:40 Uhr 
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Bürgermeister Björn Ingendahl   
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Jürgen Meyer   

Rosa Maria Müller   
Thomas Nuhn   

Beate Reich   
Niclas Schell   
Fokje Schreurs-Elsinga   

Motee Spanier   
Volker Thehos   



Michael Uhrmacher   
Christine Wießmann   
Olaf Wulf   

Dr. Peter Wyborny   
 
Verwaltung 

Gisbert Bachem   
Matthias Geusen   

Marc Göttlicher öffentliche Sitzung 
Adalbert Krämer   

 
Schriftführer/in 

Beate Fuchs   

 
   

Entschuldigt fehlen: 

 
Ratsmitglieder 

Prof. Dr. Frank Bliss   
Carsten Jacob   

Heribert Langen   
Antonio Lopez   
Jürgen Walbröl   

 
  
Der Vorsitzende stellt die ordnungsgemäße Einladung sowie die Beschlussfähigkeit 

fest. Er begrüßt die Sitzungsteilnehmer und den Bürgermeister der Stadt Sinzig, An-
dreas Geron, der vor Eintritt in die Tagesordnung ein Grußwort an den Stadtrat rich-

tet.  
 

Bürgermeister Andreas Geron bedankt sich für die Einladung und informiert zunächst 

über das Grußwort Bürgermeister Björn Ingendahls an den Sinziger Stadtrat im Ja-
nuar dieses Jahres. Da dies durchweg auf positive Resonanz stieß, habe er sich 

gerne dazu bereit erklärt, seinerseits einige Worte an den Remagener Rat zu richten. 
Zunächst berichtet er über seine persönlichen Beziehungen zur Stadt Remagen, an-
schließend hebt er die gemeinsamen Aktivitäten der Städte, wie beispielsweise die 

Zusammenarbeit im Rahmen der Rhein-Meile-Aktiv, hervor. Für die Zukunft sei ge-
plant, eine solche Zusammenarbeit auch auf die beiden Museen der Städte, das 

Römische Museum in Remagen und das Heimatmuseum in Sinzig, auszudehnen. 
Weiter führt er aus, dass es wichtig sei, bei der Ausweisung neuer Gewerbegebiete 
gemeinsam Position zu beziehen. Abschließend wünscht er dem Rat der Stadt 

Remagen weiterhin eine glückliche Hand bei seiner Arbeit und verabschiedet sich.  
 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt Bürgermeister Björn Ingendahl mit, dass ein An-
trag der SPD-Fraktion vorliege mit dem Inhalt, die Punkte 3 und 4 der nichtöffentli-

chen Sitzung (Nutzungsvertrag mit der Gemeinnützigen Trägergesellschaft Katholi-
sche Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz mbH und Realisierungs- und Fi-

nanzierungsvertrag für die Modernisierung und den barrierefreien Ausbau des Bahn-



hofs Oberwinter) im öffentlichen Teil zu behandeln. Dem Antrag wird einstimmig ent-
sprochen.  
 

Dr. Peter Wyborny beantragt, den Punkt „Maßnahmenpaket artenreiche Wiese – Le-
bensraum für Biene, Schmetterling und Co.“ nicht erst in der Ratssitzung im Mai, 

sondern bereits heute zu beraten und zu beschließen. Die Dringlichkeit begründet er 
mit der Tatsache, dass einem vergleichbaren EU-Projekt in Bonn entnommen wer-
den könne, dass Maßnahmen jetzt eingeleitet werden müssen, damit noch in diesem 

Jahr eine Unterstützung erfolgen könne.  
 

Bürgermeister Björn Ingendahl verdeutlicht, dass das Maßnahmenpaket bereits im 
Bau-, Verkehrs- und Umweltausschuss abschließend beschlossen wurde. Am 
21.05.2019 solle der Beitritt zum Bündnis „Kommunen für biologische Vielfalt e.V.“ 

beraten und beschlossen werden. Dieser Termin wurde ausgewählt, da die Sitzung 
einen Tag vor dem Internationalen Tag der biologischen Vielfalt 2019 stattfindet. Ein 

Beitritt wäre daher als ein positives Zeichen der Stadt Remagen zu werten. 
 
Der Antrag von Dr. Peter Wyborny erhält 5 Ja- und 10 Nein-Stimmen, so dass die 

erforderliche 2/3-Mehrheit nicht erreicht wird.  
 
 
 

Behandelte Tagesordnungspunkte: 

 
 1   Vorlage der Niederschrift über die 21. öffentliche Sitzung vom 26.11.2018 
   

 
 2   Einwohnerfragestunde 

   
 
 3   Jahresabschluss 2018; Genehmigung von über- und außerplanmäßigen 

Auszahlungen und Aufwendungen 
  0673/2019 

 
 4   Bau- und Planungsangelegenheiten 

Bauleitplanung der Stadt Remagen 

Bebauungsplan 10.59 "Haus Ernich", Remagen (10.59/01) 
- Auswertung der Unterrichtung 

- Beschluss zur Offenlage 
  0686/2019 
 

 5   Schulzentrum Remagen; Sanierung der Fassade; Bereitstellung über-
planmäßiger Haushaltsmittel 

  0703/2019 
 
 6   Unterrichtung des Stadtrats über abgeschlossene Verträge mit Rats- und 

Ausschussmitgliedern sowie Bediensteten der Stadt 
  0667/2019 

 
 7   Ausbau der Pastor-Keller-Straße in Remagen-Kripp; Erhebung des end-



gültigen Ausbaubeitrags 
  0650/2018 
 

 8   Ausbau der Voßstraße in Remagen-Kripp; Erhebung des endgültigen 
Ausbaubeitrags 

  0651/2018 
 
 9   Ausbau von Gemeindestraßen; Kirchstraße und Stichweg, Remagen; Er-

hebung von Vorausleistungen auf den endgültigen Ausbaubeitrag 
  0666/2019 

 
 10   Erhebung von Ausbaubeiträgen nach dem Kommunalabgabengesetz; 

Resolution des Stadtrats an die Landesregierung; Antrag der Fraktionen 

der CDU und Bündnis 90/Die Grünen 
  0706/2019 

 
 11   Finanzangelegenheiten; Nutzungsvertrag mit der "Gemeinnützigen Trä-

gergesellschaft Katholische Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz 

mbH" 
  0687/2019 

 
 12   Realisierungs- und Finanzierungsvertrag für die Modernisierung und den 

barrierefreien Ausbau des Bahnhofs Oberwinter 

  0693/2019 
 
 13   Mitteilungen 

   
 

 13.1   Neuterminierung der Ratssitzung im Mai 2019 
   
 

 14   Anfragen 
   

 
 14.1   Gewerbegebiet Remagen, Parken 
   

 
 14.2   städtische Mikrofonanlage 

   
 
 14.3   Shuttlebus-Service bei städtischen Festen 

   
 

 14.4   barrierefreies Rathaus 
   
 

 14.5   Bordsteinabsenkung Fährgasse 
   

 
 14.6   Hochwasserschutz Unkelbach 



   
 
 14.7   Hotspots in den Ortskernbereichen 

   
 

 
 
ÖFFENTLICHE SITZUNG 

----------------------------------- 
 

 
Zu Punkt 1 – Vorlage der Niederschrift über die 21. öffentliche Sitzung vom 

26.11.2018 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Die Niederschrift wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu Punkt 2 – Einwohnerfragestunde – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Ein Anlieger weist darauf hin, dass in der Pastor-Keller-Straße in Kripp vor der 
Grundschule der verkehrsberuhigte Bereich endet und eine 30-Zone beginnt. Dies 

sei seiner Meinung nach unglücklich gewählt.  
 
Antwort der Verwaltung: 

Die Situation ist der Verwaltung bekannt. Die Ordnungsbehörde steht hierzu auch 
bereits in Kontakt mit der Bauverwaltung. Eine Ausweitung des verkehrsberuhigten 

Bereiches bedarf aber auch einer Planung von Stellplätzen für die Straßen „Im Maar“ 
und „Am Ziegelfeld“. Sobald diese Planung abgeschlossen ist, wird es zu einer Ände-
rung der Beschilderung kommen. 

 
 

Eine Bürgerin erkundigt sich, ob bei größeren Bauvorhaben, wie sie zurzeit in der 
Innenstadt Remagens umgesetzt werden, der Katastrophenschutz beachtet werde. 
 

Bürgermeister Björn Ingendahl führt aus, dass dies eine Angelegenheit des Kreises 
sei, die Aspekte der vorbeugenden Gefahrenabwehr werden allerdings bereits in ei-

nem Bauleitplanverfahren und abschließend bei der Prüfung der Bauanträge berück-
sichtigt. Stadtwehrleiter Ingo Wolf ergänzt, dass seitens der freiwilligen Feuerwehr 
Einsatzpläne erarbeitet und aktualisiert werden.  

 
 
Zu Punkt 3 – Jahresabschluss 2018; Genehmigung von über- und außer-

planmäßigen Auszahlungen und Aufwendungen 
Vorlage: 0673/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Marc Göttlicher gibt einen Überblick über den Abschluss der Ergebnis- sowie der Fi-
nanzrechnung. Die Ergebnisrechnung schließt mit einem Überschuss von 



2.363.279,55 Euro ab, die Finanzrechnung mit einem Überschuss von 3.026.644,21 
Euro.  
 

Das Eigenkapital hat sich seit dem 01.01.2009 von 25.906.932,40 Euro auf 
34.803.801,52 Euro erhöht. Der Schuldenstand beträgt 16.767.145,91 Euro zum 

31.12.2018.  
 
Die Bilanzsumme hat sich von 88.692.335,50 Euro (Stand zum 01.01.2009) auf 

96.527.592,90 Euro (Stand zum 31.12.2018) erhöht.  
 

Zu genehmigen wären vom Stadtrat noch die über- und außerplanmäßigen Auszah-
lungen und Aufwendungen, die den Betrag von 12.500,00 Euro überschreiten. 
 

Beratungsbedarf besteht nicht. 
 

Es ergehen nachstehende 
 
 

Beschlüsse: 

Der Stadtrat genehmigt die in seine Kompetenz fallenden über- und außerplanmäßi-
gen Auszahlungen des Finanzhaushalts, die nachstehend aufgeführt sind: 

 

Buchungsstelle Bezeichnung 
Betrag 

Bemerkungen 
in EUR 

54110-048510-54110068-8 
Errichtung Kreisel-
anlage Joseph-
Rovan-Allee 

29.561,78  

Aufgrund der Problema-
tik, dass Fahrradfahrer 
und Fußgänger die Jo-
seph-Rovan-Allee im Be-
reich der Kreuzung Am 
Römerhof nur schwer 
überqueren können, wur-
de in Absprache mit dem 
Ortsbeirat Remagen (Be-
schluss vom 16.05.2018, 
TOP 9) eine Kreiselanla-
ge errichtet. 

54110-096100-54110012-11 
Ausbau der Voß-
straße 

35.000,00  
Beschluss HFA vom 
16.04.2018, TOP 7. 

54110-096100-54110053-11 
Ausbau der Pastor-
Keller-Straße 

36.000,00  
Beschluss HFA vom 
16.04.2018, TOP 8. 

55310-022120-55310002-5 
Sanierung Fußwege 
Friedhof Oberwinter 

18.256,12  
Beschluss HFA vom 
05.11.2018, TOP 14. 

 

 

Der Stadtrat genehmigt die in seine Zuständigkeit fallenden über- und außerplanmä-
ßigen Aufwendungen des Ergebnishaushalts, die nachstehend aufgeführt sind: 



Buchungs- stelle Bezeichnung Betrag Bemerkungen 

        

11110-505100 
Beamte (Beihilfe) - 
Verwaltungssteue-
rung 

35.746,21  
Die Beihilfen für Kran-
kenbehandlungen sind 
nicht planbar. 

12210-523100  

Unterhaltung der 
Grundstücke, Au-
ßenanlagen, Ge-
bäude und Gebäu-
deeinrichtungen - 
Sicherheit und Ord-
nung 

16.336,31 

Erstellung Hochwasser-
schutzkonzept war bei 
Bst. 55200-096100-
55200004-11 geplant und 
stellt dort eine Einsparung 
dar.  

12600-523510  
Haltung von Fahr-
zeugen - Brand-
schutz 

16.520,85 

Es waren mehr Repara-
tur- und Unterhaltungs-
maßnahmen an den 
Fahrzeuge erforderlich 
(höhere Benzinpreise, 
Wartungsverträge, u.a.). 
Außerplanmäßige Aus-
stattung Transponder- 
und GPS-Antenne für 
Boote. 

12600-523800  

Geringwertige Ge-
räte, Ausstattungs-, 
Ausrüstungs- und 
sonstige Ge-
brauchsgegenstän-
de - Brandschutz 

19.161,43 

Einsparung bei Bst. 
12600-072500-12600004-
23 und Mehrerträge bei 
Bst. 12600-414510. 

21120-523800  

Geringwertige Ge-
räte, Ausstattungs-, 
Ausrüstungs- und 
sonstige Ge-
brauchsgegenstän-
de - Grundschule 
Oberwinter 

22.118,79 

Für die Teilnahme am 
Projekt "Medienkompe-
tenz macht Schule" waren 
Vorbereitungsmaßnah-
men wie WLAN-
Ausstattung und die An-
schaffung von Notebooks 
unabdingbar. 

21200-523100  

Unterhaltung der 
Grundstücke, Au-
ßenanlagen, Ge-
bäude und Gebäu-
deeinrichtungen - 
Haupt- und Ganz-
tagsschule 
Remagen 

43.385,00 

Aufgrund der Gefahren-
verhütungsschau war die 
Erneuerung u.a. von 3 
Rauchschutztüren im Kel-
lergeschoss, Bauteil E 
und D erforderlich. Für 
die Reparatur eines 
Rohrbruchs sind Mehrer-
träge bei Versicherungs-
erstattung 21200-462700 
verbucht.  

31110-553310  

Laufende Leistun-
gen außerhalb von 
Einrichtungen - Hilfe 
zum Lebensunter-
halt 

21.083,57 

Die Zahl der Empfänger 
Hilfe zum Lebensunter-
halt ist leicht angestiegen. 
Kostenbeteiligung des 
Kreises beträgt ca. 85 %. 



31120-553360  

Leistungen außer-
halb von Einrich-
tungen für HE über 
65 Jahre - Grundsi-
cherung im Alter 
und bei Erwerbs-
minderung 

20.497,28 

Die Fallkosten sind ge-
stiegen. Die Kosten wer-
den zu 100 % vom Bund 
erstattet. 

31120-553370  

Leistungen außer-
halb von Einrich-
tungen für HE unter 
65 Jahre - Grundsi-
cherung im Alter 
und bei Erwerbs-
minderung 

70.009,16 

Die Fallzahlen sind deut-
lich gestiegen. Die Kosten 
werden zu 100 % vom 
Bund erstattet. 

31300-557110  
Asylbewerber nach 
§ 2 AsylbLG - Hilfe 
für Asylbewerber 

20.590,98 
Die Aufwendungen wer-
den zu 100 % vom Kreis 
erstattet. 

36510-523100  

Unterhaltung der 
Grundstücke, Au-
ßenanlagen, Ge-
bäude und Gebäu-
deeinrichtungen - 
Kindergarten St. 
Anna 

34.180,46 

Beschluss HFA vom 
12.03.2018, TOP 9 
(Brandschutzmaßnah-
men) sowie weitere erfor-
derliche Maßnahmen für 
den Brandschutz. 

51110-562580  
Umlegungen - Bau-
leitplanung 

12.734,55 
Die Umlegung "Im alten 
Garten" war in 2018 nicht 
geplant. 

57110-563600  
Werbungskosten - 
Kommunale Wirt-
schaftsförderung 

16.249,42 

Beschluss HFA vom 
05.11.2018, TOP 7 (Er-
neuerung städtisches 
Logo). 

61100-543100  

Gewerbesteuerum-
lage - Steuern, all-
gemeine Zuweisun-
gen, allgemeine 
Umlagen 

557.087,98 

Aufgrund der positiven 
Entwicklung der Gewer-
besteuer steigt auch die 
Gewerbesteuerumlage. 

61100-544210  

Kreisumlage - 
Steuern, allgemeine 
Zuweisungen, all-
gemeine Umlagen 

29.507,00 

Aufgrund der gestiegenen 
Schlüsselzuweisung B2, 
erhöht sich auch die 
Kreisumlage. 

61100-565600  

Einstellungen und 
Zuschreibungen in 
die Sonderposten - 
Steuern, allgemeine 
Zuweisungen, all-
gemeine Umlagen 

784.714,00 

Die Bildung eines Son-
derpostens zur Finanzie-
rung der erhöhten 
Kreisumlage im Jahr 
2019 konnte erst nach 
Feststellung der Steu-
erergebnisse 2018 ge-
rechnet werden. 

62600-524997  

Verlust der Stadt-
werke - Betriebs-
zweig Abwasser - 
Beteiligungen 

15.685,74 

Der Verlust der Stadt- 
werke - Betriebszweig 
Abwasser wurde nicht 
geplant. Auch der Gewinn 
der Stadtwerke - Be-
triebszweig Wasser 



(203.804,83 €) war nicht 
geplant. 

 
 
Zu Punkt 4 – Bau- und Planungsangelegenheiten 

Bauleitplanung der Stadt Remagen 
Bebauungsplan 10.59 "Haus Ernich", Remagen (10.59/01) 

- Auswertung der Unterrichtung 
- Beschluss zur Offenlage 
Vorlage: 0686/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Für das Areal der vormaligen Residenz des franz. Botschafters soll auf Antrag des 
heutigen Eigentümers Baurecht für den Um- und Ausbau zu einer Hotelanlage ge-
schaffen werden. Bereits in den 1930-er Jahren diente das Objekt einer solchen Nut-

zung. 
 

Nach den bisherigen Planungen soll das Hotel über etwa 85 Zimmer incl. notwendi-
ger Verwaltungs-, Funktions- und Nebenräumen verfügen. Angeschlossen werden 
sollen zudem Räume für einen Tagungs- oder Seminarbetrieb sowie Wellness- und 

Fitnessbereiche. Auf dem Areal sollen ferner zwei Restaurants entstehen, von denen 
eines nur den Hotelgästen, ein zweites aber auch hotelfremden Gästen zur Verfü-

gung stehen soll.  
 
Der Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens hatte der Stadtrat am 18.06.2018 

zugestimmt.  
 
Mit den daraufhin erstellten Unterlagen wurde in der Zeit vom 22.11.2018 bis ein-

schließlich 04.01.2019 die Unterrichtung (frühzeitige Beteiligung) durchgeführt. Be-
hörden, Träger öffentlicher Belange und andere von der Planung berührten Einrich-

tungen wurden zuvor schriftlich über das Beteiligungsverfahren informiert und um 
Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Von den fast 40 beteiligten Institutionen mel-
deten sich 12 zurück, davon 8 mit inhaltlichen Anregungen. Seitens der Bürger wur-

den keine Stellungnahmen eingereicht. 
 

Wesentliche Änderungen oder Ergänzungen ergeben sich aus den Anregungen des 
Forstamtes sowie des Landesbetriebs Mobilität. Die Forstverwaltung wies auf mögli-
che Konflikte wegen der Nähe der überbaubaren Grundstücksflächen zum Wald hin; 

hier soll der Abstand der Baugrenzen zum Wald vergrößert werden.  
 

Mit Annahme der Beschlussvorlage werden die Verfahrensunterlagen entsprechend 
ergänzt und die Bürger wie auch die planbetroffenen Behörden erhalten im Rahmen 
der Offenlage die Möglichkeit, sich zu den ergänzten und überarbeiteten Verfahrens-

unterlagen zu äußern. 
 

 



A B W Ä G U N G  

D ER A N REG UN G EN  Z UM   

B EB A UUN G SP LA N  „ H A US ERN IC H “  

 
AUS DER FRÜHZEITGEN BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT  

NACH § 3 (1) BAUGESETZBUCH UND 

DER BEHÖRDEN SOWIE SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE  

NACH § 4 (1) BAUGESETZBUCH 

 

Stand: 04. Februar 2019 
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1 Erfordernis der Planung 

Der Eigentümer der unter Denkmalschutz stehenden Anlage „Schloss Ernich“ hat bei der 
Stadt Remagen den Antrag auf Schaffung der planungsrechtlichen Zulässigkeitsvorausset-
zungen für die Errichtung eines Hotels und Restaurants gestellt. Hierzu soll das städtebauli-
che Instrument des Bebauungsplans zum Einsatz kommen. 

Das Schloss einschließlich der dazugehörigen Gebäude wie Haupthaus, die ehemalige Re-
mise, das Gärtnerhaus, Torhaus, Pumpenhaus sowie 2 massive Pavillons (ehem. Kegel-
bahn) und sonstige Außenanlagen  (Schlosspark) stehen als Gesamtanlage unter Denkmal-
schutz.  

Lt. den vorliegenden Plänen des Antragstellers, die im Übrigen Grundlage des Antrags und 
den Beratungen in den städtischen Gremien waren, soll die denkmalgeschützte Anlage um 
einen Hotelneubau mit Zimmern und Suiten für die Übernachtung, Seminar- und Konferenz-
räumen, Spa sowie ein Hotelrestaurant nur für Hotelgäste sowie ein Restaurant auch für ho-
telfremde Gäste ergänzt werden. 

Die bestehenden denkmalgeschützten Gebäude wie Schloss, Remise, Gärtnerhaus, Tor-
haus, Pumpenhaus und ehemalige Kegelbahn werden in die planerischen Überlegungen 
einbezogen. Sie bleiben jedoch in ihrer Bausubstanz unverändert und sind Bestandteil des 
Nutzungskonzeptes. 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans und die damit verbundene Schaffung des Bau-
rechts für eine gastronomische Einrichtung soll die denkmalgeschützte Anlage mit entspre-
chender Lagegunst auf der Rheinhöhe und einem daraus resultierendem Blick in das Mittel-
rheintal auch für die Öffentlichkeit wieder zugänglich gemacht werden. Insbesondere für den 
Tourismus in der Region soll ein qualitativ hochwertiges Angebot geschaffen und bereitge-
stellt werden. Auf diese Weise kann eine nachhaltige Erhaltung und  Entwicklung der denk-
malgeschützten Anlage ermöglicht werden. 

Das Rückgrat des geplanten Hotelstandortes sind Einrichtungen für die Übernachtung (Gäs-
tezimmer und -suiten), Schank- und Speisewirtschaften mit unterschiedlichem Angebot (für 
Hotelgäste und hotelfremde Gäste, Spezialitätenrestaurant), Räumlichkeiten für Tagungen/ 
Seminare und Veranstaltungen sowie ein Wellnessbereich mit Einrichtungen auch im Freien. 
Darüber hinaus soll ein ausreichend bemessenes Angebot an Stellplatzflächen für die Unter-
bringung des Gästeverkehrs bereitgestellt werden.  

Für einen Teil der im Geltungsbereich des Bebauungsplans gelegenen Flächen besteht eine 
Außenbereichssatzung nach § 35 BauGB (siehe Kennzeichnung in der Planurkunde). Für 
die seitens des Antragstellers angedachte Veränderung stößt dieses städtebauliche Instru-
mentarium jedoch an seine Grenzen. Eine dem städtebaulichen Ordnungsgedanken ent-
sprechende Steuerung und Leitung i.S. des § 1 (3) BauGB kann durch die Satzung nicht 
gewährleistet werden. 

In diesem Zusammenhang ist allerdings auch zu erwähnen, dass selbst für das Instrument 
des Bebauungsplans durch die Unterschutzstellung der Anlage nach Denkmalschutzgesetz 
nur eine begrenzte Steuerung möglich ist.  

Neben den städtebaulichen Aspekten können mit dem Bebauungsplan auch umweltrelevan-
te Belange wie etwa die Anforderungen an die bereits vorhandene wirkungsvolle Einbindung 
in das Landschaftsbild, die Eingriffsregelung sowie der Waldbestand eingebunden und einer 
verträglichen Lösung zugeführt werden. In diesem Zusammenhang ist anzuführen, dass sich 
der wesentliche Eingriff in bisher baulich noch nicht genutzte Bereiche auf Flächen bezieht, 
die einer extensiven landwirtschaftlichen Nutzung in Form einer Mähwiese bzw. Weidennut-
zung unterliegen. Diese im südwestlichen Teil des Areals gelegenen Flächen (SO 1) stehen 
zu diesem Zweck einem Landwirt zur Verfügung.  



Neben der Berücksichtigung der Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
nach § 1 (6) Nr. 5 BauGB ist zur Rechtfertigung der vorliegenden Planung insbesondere 
auch der in § 1 (6) 8a BauGB verankerte Belang der Wirtschaft anzuführen.  

Im vorliegenden Fall ist es für die Stadt von Bedeutung, mit der Schaffung der planungs-
rechtlichen Zulässigkeitsvoraussetzungen einen Beitrag für eine „aktive“ Wirtschaftsförde-
rung mit dem Ziel der Erhaltung und Ausbau von Wirtschaftskraft vor Ort zu leisten. Hier ist 
die Schaffung von Arbeitsplätzen vor Ort besonders zu nennen. 

Weiterhin strebt die Stadt die Berücksichtigung des Belanges von Freizeit und Erholung nach 
§ 1 (6) Nr. 3 BauGB an. Den geänderten Ansprüchen der Bevölkerung an ihre Freizeitgestal-
tung sowie dem Trend des „Wellness-Tourismus“ wird auf diese Weise Rechnung getragen.  

Auch entspricht die städtische Planungsabsicht der raumordnerischen Vorgabe nach Lage in 
einem Erholungsraum. So soll in Gemeinden, die traditionell bereits Tourismusgebiet sind, 
durch qualitativ wirksame Maßnahmen die künftige Entwicklung beeinflusst werden. 

 
2 Verfahren 

Der Stadtrat von Remagen hat in der Sitzung am 18.06.2018 die Aufstellung des Bebau-
ungsplans beschlossen.  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB fand in der Zeit vom 
22.11.2018 bis einschließlich 04.01.2019 statt. Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stel-
lungnahmen vorgetragen. 

Mit Schreiben vom 29.11.2018 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange nach § 4 (2) BauGB und die Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB am Verfahren 
beteiligt. Seitens der Nachbargemeinden wurden eine Stellungnahme vorgetragen (Land-
kreis Neuwied). Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben eine 
Stellungnahme mit abwägungsrelevantem Handlungsbedarf abgegeben: 

1. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-
wirtschaft, Bodenschutz, 

2. Kreisverwaltung Ahrweiler, 

3. Landesbetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, 

4. Forstamt Ahrweiler, 

5. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, 

6. Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG Netzservice Gas, Wasser, Fernwärme, 

7. Landesamt für Geologie und Bergbau, Rheinland-Pfalz und 

8. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landespflege. 

Eine Stellungnahme ohne abwägungsrelevanten Handlungsbedarf haben abgegeben: 

1. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, 

2. IHK Koblenz, 

3. Rhein-Sieg-Kreis, 

4. Vodafone Kabel Deutschland GmbH. 

 

 3 Abwägung 



3.1 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge nach § 4 (1) BauGB 

3.1.1 Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Schreiben vom 29.11.2018 

 
 

 





 

Abwägungsvorgang 

1. Oberflächenwasserbewirtschaftung 



Im Zusammenhang mit der vorgerbachten Anregung zu Starkregenereignissen ist folgendes 
anzuführen: 

Für die vorliegende Aufstellung des Bebauungsplans ergibt sich grundsätzlich aus dem in § 
1 (6) Nr. 1 BauGB verankerten Belang der Sicherheit der Wohnbevölkerung die Verpflich-
tung, diese Anregung zu berücksichtigen. Hieraus ist eine Verpflichtung zur Gewährleistung 
einer allgemeinen Gefahrenabwehr und –vorsorge für die planende Gemeinde bereits in der 
Ebene der Bauleitplanung abzuleiten. Diese Anforderungen bedeuten, dass bereits im Rah-
men der Planung die Verpflichtung besteht, mögliche Gefahrensituationen zu ermitteln und in 
die planerische Abwägung einzustellen. 

Aus den bereits geltenden Gesetzen und Vorschriften ergeben sich Verpflichtungen u.a. für 
jede Einzelperson. Diese gesetzlichen bzw. eigenständigen Regelungen gelten unabhängig 
und losgelöst von möglichen Inhalten eines Bebauungsplans.  

So ist in § 5 (2) Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  „Allgemeine Sorgfaltspflichten“ angeführt, 
dass jede Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, im Rahmen des ihr Möglichen 
und Zumutbaren verpflichtet ist, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteili-
gen Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung 
von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, Umwelt oder Sachwerte 
durch Hochwasser anzupassen.  

Ebenso sieht die Landesbauordnung (LBauO) Rheinland-Pfalz entsprechende Verpflichtun-
gen des jeweiligen Bauherrn bei der Umsetzung seines Vorhabens vor.  

Nach § 3 Abs. 1 LBauO sind bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen i.S. 
des § 1 (1) Satz 2 LBauO so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, 
dass sie die öffentliche Sicherheit oder Ordnung sowie die natürlichen Lebensgrundlagen 
nicht gefährden. Ziel des § 3 Abs. 1 LBauO ist es, eine Gefährdung der öffentlichen Sicher-
heit oder Ordnung bei der Anordnung, der Errichtung, der Änderung und Instandhaltung bau-
licher Anlagen abzuwehren. Die Anforderungen des § 3 Abs. 1 LBauO beziehen sich auf 
sämtliche bauliche Anlagen sowie – entsprechend dem Wortlaut des § 1 (1) Satz 2 LBauO – 
auch auf bebaute und bebaubare Grundstücke. 

Ferner ist § 14 LBauO „Schutz gegen schädliche Einwirkungen“ anzuführen. Demnach müs-
sen bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 
2 so angeordnet und beschaffen sein, dass durch Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche oder 
tierische Schädlinge sowie andere chemische, physikalische oder biologische Einflüsse Ge-
fahren oder unzumutbare Belästigungen nicht entstehen.  

Der überwiegende Teil des Anwesens „Haus Ernich“ stellt sich als eine große zusammen-
hängende Waldfläche dar. Es handelt es sich um ein topographisch bewegtes Gelände, wel-
ches unterschiedliche Abflussrichtungen des möglicherweise anfallenden Außengebietswas-
sers aufweist. Die stärkste Hangneigung besteht in Richtung Rhein.   

Der Wald leistet grundsätzlich einen wichtigen Beitrag für den Hochwasserschutz, da der 
Oberflächenwasserabfluss i.d.R. geringer ist und langsamer erfolgt. Der Waldboden ist 
grundsätzlich in der Lage, einen wesentlichen Anteil der anfallenden Niederschlagswässer 
an Ort und Stelle zu speichern. Diese Waldflächen werden von der angedachten Errichtung 
eines Hotels nicht erfasst und werden unverändert erhalten. 

Der Gebäudebestand einschließlich der für die Errichtung des Hotels vorgesehenen Flächen 
liegt auf einem Geländeplateau. Geländemodellierungen zur Einpassung der Gebäude und 
Freiflächen wurden bereits im Rahmen der erstmaligen Bebauung vorgenommen. Die Ge-
fahr einer erheblichen Beeinträchtigung bei Starkregenereignissen ist in diesem Teilbereich 
als gering einzustufen. Hierzu tragen auch die „Befestigungen“ der nicht bebauten Flächen 
bei, die als überwiegend als Wiesenfläche ausgebildet sind.    



Um der Anregung der Fachbehörde nach Gewährleistung eines größtmöglichen Schutzes für 
die an das Plangebiet angrenzenden Außenbereichsflächen Rechnung tragen zu können, 
soll in der Ebene des Bebauungsplans ein Hinweis in die Textfestsetzungen aufgenommen. 

Mit der Aufnahme dieses Hinweises in den Bebauungsplan erfolgt ein frühzeitiger Hinweis an 
die (künftigen) Eigentümer und Nutzer auf eine mögliche Gefährdung durch Starkregenüber-
flutungen zu achten und in der Planvollzugsebene Maßnahmen zur Vermeidung etwaiger 
Auswirkungen zu ergreifen.  

Mit der Bekanntgabe des möglichen Gefährdungspotenzials wird den künftigen Bauherren 
die Möglichkeit gegeben, frühzeitig konkrete Maßnahmen zur Vermeidung möglicher Schä-
den zu berücksichtigen wie etwa die Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Hangwassersituation bei der Freiflächen- und  Gartengestaltung (Mulden, „Wall“, Anlage von 
Gräben zur Hangentwässerung in die öffentliche Kanalisation) und somit die Vermeidung 
von Beeinträchtigungen für die Nachbargrundstücke. 

 

Schmutzwasserbeseitigung 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

Für den vorliegenden Bebauungsplan besteht kein planerischer bzw. abwägungsrelevanter 
Handlungsbedarf.  

  

Allgemeine Wasserwirtschaft 

In die Planurkunde wird für den betroffenen Teil das Überschwemmungsgebiet des Rheins 
nachrichtlich gekennzeichnet. 

Des Weiteren wird in den Textfestsetzungen ein entsprechender Hinweis wie folgt aufge-
nommen: 

„In der Planurkunde erfolgt die nachrichtliche Übernahme des Überschwemmungsgebiets 
des Rheins.“  

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die einschlägigen Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes (§ 78 WHG) und des Landeswassergesetzes sowie die Rechts-
verordnung zur Feststellung des Überschwemmungsgebietes des Rheins vom 01.01.1996 
uneingeschränkt gelten. 

Geländeveränderungen und jegliche bauliche Anlagen innerhalb des festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes bedürfen einer vorherigen Ausnahmegenehmigung durch die Obere 
Wasserbehörde. Dies gilt auch dann, wenn keine Baugenehmigung nach der Landesbau-
ordnung zu erteilen ist. In allen Fällen ist der Retentionsraumverlust auszugleichen.“ 

 

Beschluss 

Die Anregungen zur Oberflächenwasserbewirtschaftung – Niederschlagswasser werden zur 
Kenntnis genommen. 

Die Anregungen zur Oberflächenwasserbewirtschaftung – Starkregenereignisse werden – 
wie in der abwägenden Stellungnahme dargelegt – in Form einer Ergänzung der Hinweise im 
Textteil berücksichtigt.  

Die Anregungen zur Schmutzwasserbeseitigung werden zur Kenntnis genommen. 

Die Anregungen zur Allgemeinen Wasserwirtschaft werden entsprechend den Ausführungen 
in der abwägenden Stellungnahme berücksichtigt.  

 



 

3.1.2 Kreisverwaltung Ahrweiler, Schreiben vom 09.01.2019 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 









Abwägungsvorgang 

1. Landesplanung/ Städtebau 

Zunächst ist klarzustellen, dass die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der Zweckbe-
stimmung „Tourismus und Bildung“ im Flächennutzungsplan der Stadt so zu verstehen ist, 
dass die Ausrichtung eines Vorhabens alternativ dem Tourismus oder der Bildung dient. Eine 
Kombination beider Ausrichtungen ist nicht zwingend erforderlich. Folglich ist das Planungs-
ziel des Bebauungsplans nach § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

Entsprechend der Anregung der Unteren Landesplanungsbehörde wird die Begründung in 
Kapitel A 3.1 dahingehend ergänzt, dass die Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
„Tourismus und Bildung“ definiert ist. 

Gemäß der definierten Zweckbestimmung und dem dazugehörigen Zulässigkeitskatalog in 
der Textfestsetzung A1 sind im Bebauungsplangebiet künftig sowohl Anlagen und Einrich-
tungen für die Erholung als auch für die Bildung zulässig. 

So ist in der Zweckbestimmung angegeben, dass zur Hauptnutzung ebenfalls die Bereitstel-
lung von Anlagen und Einrichtungen für den Konferenz-, Seminar- und Tagungsbetrieb zählt. 

Dies wird durch den Zulässigkeitskatalog wie folgt ergänzt: 

Für das Sondergebiet SO 1 sind Räume für den Konferenz-, Seminar- und Tagungsbetrieb, 
die im funktionalen Zusammenhang zur Hauptnutzung stehen, zulässig 

Darüber hinaus sind im Sondergebiet SO 3 selbständige Anlagen und Räume für Einrichtun-
gen der Fort- und Weiterbildung zulässig.  

Vor diesem Hintergrund wird das Entwicklungsgebot des § 8 (2) BauGB berücksichtigt. 

 

2. Naturschutz 

Im Vorfeld der Einleitung des Bebauungsplanverfahrens ist die Untere Naturschutzbehörde 
bereits einbezogen worden. 

Neben einem Behördentermin im Haus der Kreisverwaltung hat zwischenzeitlich eine Orts-
besichtigung stattgefunden. 

Die notwendigen naturfachplanerischen Planungen werden nunmehr erbracht und mit der 
Unteren Naturschutzbehörde vor Einleitung des nächsten Beteiligungsschrittes abgestimmt. 
Anschließend werden die relevanten naturfachplanerischen Vorgaben in den Bebauungsplan 
integriert. 

 

3. Wasserwirtschaft   

Es besteht kein Abwägungsbedarf, da keine Anregungen zum Bebauungsplan vorgebracht 
werden. 

 

4. Brandschutz 

In Kapitel A7.1 der Begründung ist ausgeführt, dass für die Bereitstellung einer ausreichen-
den Löschwassermenge entsprechende Einrichtungen vorzusehen sind (Löschwasserein-
richtungen wie z.B. Hotelpool, Zisternen u.a.), da der Versorgungsdruck aus dem öffentli-
chen Netz sowie der privaten Wasserversorgung über das Pumpenhaus nicht ausreicht. 
Weitergehende Einzelheiten sind mit der für den Brandschutz zuständigen Behörde sowie 
dem Versorgungsträger im anstehenden Verfahren zu klären. 

Unter Berücksichtigung des in § 1 (6) BauGB verankertem Belangs nach Gewährleistung 
einer ausreichenden Sicherheit der Bevölkerung i.S. des § 1 (6) Nr. 1  BauGB ist zu erwäh-



nen, dass in der Ebene des Bebauungsplans auch ohne eine entsprechende Festsetzung 
einer Fläche für die Löschwasserversorgung solche Anlagen und Einrichtungen zulässig 
sind. 

So sind Anlagen der Löschwasserversorgung als dienende Einrichtungen des jeweiligen 
Grundstücks einzustufen und auf der Grundlage § 14 (1) BauNVO zulässig. Es obliegt somit 
im Zuständigkeit des jeweiligen Betroffenen entsprechende Einrichtungen auf seinem 
Grundstück bereitzuhalten, sofern eine ausreichende Löschwasserversorgung aus dem öf-
fentlichen Netz nicht sichergestellt werden kann. Hieraus ist die Bereitstellung einer ausrei-
chenden Löschwasserversorgung als eine private Aufgabe des Eigentümers abzuleiten. 

Gemäß den getroffenen Festsetzungen sind die Nebenanlagen i.S. des § 14 (1) BauNVO im 
Bebauungsplangebiet uneingeschränkt zulässig. 

In Ergänzung hierzu tritt die „Generalklausel“ des § 14 (2) BauNVO. Demnach sind die in § 
14 (2) BauNVO aufgeführten Nebenanlagen, die der Versorgung des Baugebietes mit Elekt-
rizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, sind ausnahms-
weise zulässig, auch soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt sind. Dies gilt auch 
für fernmeldetechnische Anlagen sowie für Anlagen erneuerbarer Energien. 

Die angeführten planungsrechtlichen Voraussetzungen gewährleisten auch ohne verbindli-
che Festsetzung im Bebauungsplan die Bereitstellung von Anlagen und Einrichtungen für 
eine ausreichende Löschwasserversorgung. 

Eine wesentliche Voraussetzung für eine gesicherte Erschließung i.S. des § 30 (1) BauGB 
liegt somit vor, die in der Planvollzugsebene unter Berücksichtigung der vorgebrachten An-
regungen der weiteren Ausgestaltung bedürfen. 

Die abschließende Klärung hat in der Planvollzugsebene zu erfolgen. Dabei ist von Bedeu-
tung, dass – sofern eine ausreichende Löschwassermenge aus dem öffentlichen Netz zur 
Verfügung gestellt werden kann, der  Nachweis im Zuständigkeits- und Aufgabenbereich des 
jeweiligen Eigentümers steht.  

Für den vorliegenden Bebauungsplan besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsre-
levanter Handlungsbedarf. 

 

5. Verkehr  

In diesem Zusammenhang ist auf die Stellungnahme des Landesbetriebs Mobilität und Ver-
kehr vom 20.12.2018 zu verweisen. 

In dieser Stellungnahme des Straßenbaulastträgers wird die Anlage einer Linksabbiegespur 
auf der K 40 gefordert, um künftig einen reibungslosen und sicheren Verkehrsablauf gewähr-
leisten zu können.  

Hierzu wird der Vorhabenträger in Abstimmung mit der Stadtverwaltung ein qualifiziertes 
Ingenieurbüro mit der Planung der geforderten Linksabbiegespur Typ 4 beauftragen. 

Auf dieser Grundlage sind im vorliegenden Bebauungsplan die für die Herstellung der benö-
tigten Flächenteile als Verkehrsfläche nach § 9 (1) Nr. 11 BauGB festzusetzen. Auf diese Art 
erfolgt die planungsrechtliche Sicherung der notwendigen Flächen. 

Die weiteren Ausbaudetails werden in der Straßenplanung in Abstimmung mit dem Straßen-
baulastträger geregelt. 

Zur planungsrechtlichen Sicherung der o.a. Verkehrsfläche ist der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans entsprechend zu erweitern und die zur Herstellung der Linksabbiegespur not-
wendigen Flächenteile der K 40 in den Geltungsbereich einzubeziehen. 

Die Integration der Verkehrsfläche in den Bebauungsplan hat vor der Durchführung der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB zu erfolgen. 



 

Die Gewährleistung nach Aufrechterhaltung Sichtverhältnisse ist bereits in § 26 LStrG gere-
gelt und gilt unabhängig vom Regelungsgehalt eines Bebauungsplans. 

Um der Anregung Rechnung zu tragen, wird in die Planurkunde ein Sichtdreieck gemäß den 
Vorgaben der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 eingetragen. 

 

6. Denkmalpflege 

In den Textfestsetzungen ist unter D 2 bereits ein entsprechender Hinweis auf die Melde-
pflicht nach §§ 16 bis 21 DSchG enthalten. 

Wie von der zuständigen Stelle ausgeführt, erfolgt die abschließende Beurteilung des Vor-
habens in der Planvollzugsebene im Rahmen des denkmalrechtlichen Genehmigungsverfah-
rens. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

7. Abfallwirtschaft  

In der Planurkunde sind die vorhandenen privaten Verkehrsflächen mit einer Breite von 5 m  
eingetragen. Der für die Abfallbeseitigung anfallende Verkehr kann grundsätzlich über dieses 
private Straßennetz abgewickelt werden. 

Wendemöglichkeiten bestehen an Ort und Stelle zur Verfügung. Alternativ besteht die Mög-
lichkeit die Abfallbehälter am Tag der Müllabfuhr auf der zur K 40 gelegenen privaten Grund-
stücksfläche abzustellen und entsprechend zu entsorgen. Somit sind aus planungsrechtli-
cher Sicht die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Abfallbeseitigung gegeben. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

  

Beschluss 

Die Anregungen zur Landesplanung/ Städtebau werden entsprechend den Ausführungen in 
der abwägenden Stellungnahme berücksichtigt. 

Die Ausführungen zum Belang „Naturschutz“ werden zur Kenntnis genommen. Vor der 
Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB sind die naturfachplaneri-
schen Planungsleistungen zu erbringen und in den Bebauungsplan zu integrieren.  

Zum Belang „Wasserwirtschaft“ besteht kein Abwägungsbedarf. 

Die Anregungen zum Belang „Brandschutz“ werden zur Kenntnis genommen. 

Die Anregungen zum Belang „Verkehr“ werden entsprechend den Ausführungen in der ab-
wägenden Stellungnahme berücksichtigt. 

Die Anregungen zum Belang „Denkmalpflege“ werden zur Kenntnis genommen. 

Die Anregungen zum Belang „Abfallwirtschaft“ sind aus planungsrechtlicher Sicht berück-
sichtigt. 

 

 

3.1.3 Landesbetrieb Mobilität Cochem-Koblenz, Schreiben vom 20.12.2018 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abwägungsvorgang 

Bauverbotszone 

Innerhalb der Bauverbotszone liegt im Eingangsbereich zum Anwesen ein legal errichtetes 
Gebäude. Somit besteht für dieses Gebäude Bestandsschutz. 



Im vorliegenden Bebauungsplan ist für dieses Gebäude eine überbaubare Grundstücksflä-
che festgesetzt worden. Diese liegt mehr oder weniger unmittelbar an den bestehenden Ge-
bäudekanten.  

Trotz der landesrechtlichen Vorgabe zur Bauverbotszone nach § 22 LStrG wird die Festset-
zung der überbaubare Grundstücksflächen beibehalten. 

Aus planungsrechtlicher Sicht ist die wie folgt zu begründen: 

Die Herausnahme der innerhalb der Bauverbotszone gelegenen überbaubaren Grundstücks-
fläche hätte zur Folge, dass eine Bebauung in diesem Bereich aus planungsrechtlicher Sicht 
nicht mehr zulässig wäre.  

Selbst wenn der LBM Cochem-Koblenz unter Berücksichtigung der Vorgaben des Landes- 
straßengesetzes im Rahmen einer rechtlich möglichen Einzelfallprüfung einer Bebauung 
zustimmen könnte, so würden in diesem Fall (= Wegfall der überbaubaren Fläche) die Fest-
setzungen des Bebauungsplans entgegenstehen.  

Die Berücksichtigung der fachbehördlichen Anregung hätte zur Folge, dass der betroffene 
Flächenteil aus planungsrechtlicher als nicht überbaubare Grundstücksfläche eingestuft wür-
de. Auch könnte ein geplantes Vorhaben dann nicht mehr im Rahmen einer Befreiung nach 
§ 31 (2) BauGB legalisiert werden, da die Tatbestände der Befreiung hinsichtlich des Um-
fangs der Bebauung und die daraus resultierende Überschreitung der Baugrenze möglicher-
weise überschritten bzw. nicht mehr vorliegen würden. 

Aus den genannten planungsrechtlichen  Gründen wird die festgesetzte überbaubare Grund-
stücksfläche beibehalten.  

In diesem Zusammenhang ist aber klarzustellen, dass mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche in der Bauverbotszone die straßenrechtlich relevanten Vorgaben nicht 
aufgehoben werden. Diese gelten unverändert und sind im Rahmen Planvollzugsebene als 
öffentlich-rechtliche Vorschrift zu berücksichtigen.  

Im Bebauungsplan sind eine Kennzeichnung im Plan, ein Hinweis in den Textfestsetzungen 
sowie  Erläuterungen in der Begründung aufzunehmen. 

 

Linksabbiegespur 

Der Vorhabenträger wird in Abstimmung mit der Stadtverwaltung ein qualifiziertes Ingenieur-
büro mit der Planung der geforderten Linksabbiegespur Typ 4 beauftragen. 

Auf dieser Grundlage sind im vorliegenden Bebauungsplan die für die Herstellung der benö-
tigten Flächenteile als Verkehrsfläche nach § 9 (1) Nr. 11 BauGB festzusetzen. Auf diese Art 
erfolgt die planungsrechtliche Sicherung der notwendigen Flächen. 

Die weiteren Ausbaudetails werden der Straßenplanung in Abstimmung mit dem Straßen-
baulastträger geregelt.  

Dabei ist zu berücksichtigen, dass – wie vorstehend mehrfach ausgeführt (z.B. 3.1.2 Nr. 6) – 
auch der Zufahrtsbereich zu dem denkmalrechtlich als Gesamtanlage geschützten Kulturgut 
gehört und sich hieraus besondere fachgesetzliche Anforderungen für einen Umbau ergeben 
können. Neben dem Straßenrecht werden auch denkmalrechtliche Belange bei der geforder-
ten Neugestaltung der Einfahrt zu beachten sein. Eine Klärung erfolgt im Zusammenhang mit 
dem ingenieurtechnischen Entwurf einer Linksabbiegespur, da damit erst der genaue Flä-
chenbedarf feststeht. 

Zur planungsrechtlichen Sicherung der o.a. Verkehrsfläche ist der Geltungsbereich des Be-
bauungsplans entsprechend zu erweitern und die zur Herstellung der Linksabbiegespur not-
wendigen Flächenteile der K 40 in den Geltungsbereich einzubeziehen. 



Die Integration der Verkehrsfläche in den Bebauungsplan hat vor der Durchführung der Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) BauGB zu erfolgen. 

 

Sondernutzung 

Diese Anregungen tangieren den Zuständigkeits- und Aufgabenbereich der Bauleitplanung 
nicht und sind in der Planvollzugsebene abschließend zu klären. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

Beschluss 

Die Anregungen zur  

 Bauverbotszone und 

 Linksabbiegespur 

werden entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme berücksichtigt. 

Die Anregungen zur Sondernutzungsgebühr werden zur Kenntnis genommen und lösen für 
die Ebene des Bebauungsplans keinen planerischen bzw. abwägungsrelevanten Hand-
lungsbedarf aus.  

 



 

3.1.4 Forstamt Ahrweiler, Schreiben vom 20.12.2018 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





Abwägungsvorgang 

1. Planungsinhalt: 

Die im Geltungsbereich enthaltenen Waldflächen stehen im Eigentum des Antragstellers.  

Der auf der südlich angrenzenden Parzelle Nr. 58/1 gelegene Waldbestand steht im „Fremd-
eigentum“. Von dieser Waldfläche hält die nächstgelegene Baugrenze des SO 1 zurzeit ei-
nen Abstand von 18 m ein.  

Um der Anregung der Forstbehörde entsprechen zu können, wird im betroffenen Bereich die 
überbaubare Grundstücksfläche auf einen Mindestabstand von 25 m zur angrenzenden, im 
Fremdeigentum stehenden Waldparzelle reduziert Somit wird dem Zuständigkeits- und Auf-
gabenbereich der Bauleitplanung entsprechend dem Belang in dieser Planungsebene hinrei-
chend Rechnung getragen.    

Die abschließende Klärung der Frage des Sicherheitsabstandes ist in der Planvollzugsebene 
auf der Grundlage der dann konkret vorliegenden Objektplanung zu klären. 

Hierbei sind auch mögliche Auflagen und Vorgaben zur Bauausführung (z.B. zur Dachkon-
struktion, Grundbucheintrag und vertragliche Vereinbarungen zum Haftungsausschluss, Ver-
zicht von Schadensersatzansprüchen gegenüber dem Forstamt und dem jeweiligen Eigen-
tümer u.ä.) in der Baugenehmigung verbindlich festzuschreiben, sofern dies im konkreten 
Bedarfsfall notwendig sein sollte. 

Für die Ebene des Bebauungsplans besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrele-
vanter Handlungsbedarf, da dies nicht in dessen Zuständigkeits- und Aufgabenbereich fällt. 

 

Beschluss 

Die Anregung wird entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnahme be-
rücksichtigt. Die überbaubare Grundstücksfläche hat zu der Parzelle Gemarkung Remagen, 
Flur 24, Nr. 58/1 einen Mindestabstand von 25 m einzuhalten. 

 

 

 

 

 



 

3.1.5 Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG, Schreiben vom 20.12.2018 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





Abwägungsvorgang 

Die Lagepläne zeigen, dass innerhalb des Plangebietes keine öffentlichen Leitungen liegen, 
dieses aber an das öffentliche Leitungsnetz angeschlossen werden kann.  

Die Bemessung der zur Ver- und Entsorgung des Vorhabens notwendigen privaten Leitun-
gen und Anlagen wird im weiteren Verfahren zwischen Vorhaben- und Versorgungsträger 
geklärt. Sofern neue Leitungen nur innerhalb der bestehenden Zufahrt verlegt werden, kann 
diese Klärung sogar noch im Rahmen der Bauantragstellung erfolgen.  

Im Übrigen wird auf die nachfolgenden Ausführungen zu 3.1.6 verwiesen. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und sind in der Planvollzugsebene zu be-
rücksichtigen. 

 

 



 

3.1.6 Energienetze Mittelrhein GmbH & Co. KG Netzservice Gas, Wasser, Fernwärme, 
Schreiben vom 28.12.2018 

 

 

 

 

 

 



Abwägungsvorgang 

Das Schmutzwasser soll wie bisher der örtlichen Kanalisation zugeführt werden. 

Die Niederschlagswasserbeseitigung erfolgt vor Ort in die angrenzenden privaten Waldflä-
chen. 

Die Anregung, wonach mit dem Inkrafttreten des Bebauungsplans Entwässerungsbeiträge 
entstehen, werden zur Kenntnis genommen.  

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

3.1.7 Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz, Schreiben vom  

 



 

 

 

 

 







Abwägungsvorgang 

In die Textfestsetzungen wird unter Ordnungsbuchstabe D folgender Hinweis aufgenommen: 

„Das Landesamt für Geologie und Bergbau hat mit Schreiben vom 17.01.2019, Az.: 3240-
1280-07/V2 mitgeteilt, dass der Geltungsbereich des Bebauungsplans im Bereich des bereits 
erloschenem Bergwerksfelder „Unkelbach“ (Eisen) und „Goldgrube (Kupfer und Eisen) liegt.  

Aktuelle Kenntnisse über die letzten Eigentümerinnen liegen nicht vor. 

In dem in Rede stehenden Gebiet ist kein Altbergbau dokumentiert und findet aktuell kein 
Bergbau statt. 

Sofern bei der Realisierung von Vorhaben im Geltungsbereich des Bebauungsplans auf Indi-
zien für Bergbau gestoßen wird, empfiehlt die Fachbehörde die Einbeziehung eines Bau-
grundberaters bzw. eines Geotechnikers für einer objektbezogene Baugrunduntersuchung.“ 

Auf diese Weise wird für die Planvollzugsebene ein frühzeitiger Hinweis auf diesen Belang 
gegeben. 

Der Stollen liegt im Bereich des Pumpenhauses und diente ursprünglich der Sammlung von 
Wasser und dessen Zuleitung in das Pumpenhaus. Für die auf dem „Plateau“ vorgesehene 
Neubebauung dürften keine Beeinträchtigungen zu erwarten sein, da ein ausreichend be-
messener Abstand von ca. 150 m (Luftlinie) besteht. 

Im Beteiligungsverfahren ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Bodenschutz und Abfallwirtschaft beteiligt worden. In der fachbehördlichen 
Stellungnahme vom 29.11.2018 wurden keine Anregungen bzw. Hinweise auf das Vorkom-
men möglicher (kartierter) Altablagerungsstellen vorgebracht. Auch ansonsten liegen der 
Stadt keine Informationen zu möglichen Altablagerungen vor.  

Ein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf für die Ebene des 
Bebauungsplans besteht nicht, da von dieser Anregung die der Bauleitplanung nachfolgen-
den Planungs- und Genehmigungsverfahren betroffen sind.  

 

Boden und Baugrund - allgemein 

Der in den Textfestsetzungen unter D3 bereits enthaltene Hinweis wird wie folgt ergänzt (Er-
gänzungen in kursiver Schrift): 

„Es wird empfohlen, eine objektbezogene Baugrunduntersuchung entsprechend den Anfor-
derungen der einschlägigen Regelwerke (z.B. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) 
durchführen zu lassen. Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der 
DIN 18915 zu berücksichtigen (Quelle: www.beuth.de).“ 

Entsprechend den Vorgaben des Bebauungsplans wird sich das Planvorhaben auf die Pla-
teaulage im weniger topographisch bewegten Gelände konzentrieren. 

Die Steilhänge – und hier insbesondere die in Richtung Rhein abfallenden Hänge und Hang-
kanten – bleiben von der Bebauung verschont, da im weiteren Verfahren die bisher im Be-
reich des Sondergebiets SO 2 festgesetzten überbaubaren Flächen zurückgenommen und 
an den Geltungsbereich der bisher geltenden Außenbereichssatzung angepasst werden. 

Es besteht kein weiterer planerischer bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf zum Be-
lang „objektbezogene Baugrunduntersuchung“. 

 

 

 

Boden und Baugrund – mineralische Rohstoffe 

http://www.beuth.de)/


Bei der abschließenden Festlegung etwaig notwendiger externer Kompensationsmaßnah-
men werden keine regionalplanerisch ausgewiesenen Vorrangflächen für die Rohstoffgewin-
nung beansprucht. 

 

Radonprognose 

Die Anregung, wonach keine verwertbaren Daten für die Einschätzung des Radonvorkom-
mens vorliegen, wird zur Kenntnis genommen. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnah-
me berücksichtigt. 

 

 

 

3.1.8 Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landespflege, 
Schreiben vom 08.11.2018  

Sehr geehrter Herr Günther, 

 

wir danken Ihnen für die uns gewährte, urlaubsbedingt benötigte Fristverlängerung und ge-
ben folgende denkmalfachliche Stellungnahme zu dem B-Plan-Entwurf 10.59 „Haus Ernich“ 
in Remagen ab. 

Das Haus Ernich stellt mitsamt dem umgebenden Park und allen darin liegenden Gebäuden 
eine bauliche Gesamtanlage dar, die nach § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 Denkmal-
schutzgesetz (DSchG) als Kulturdenkmal geschützt ist. Weiterhin genießt das Kulturdenkmal 
gemäß § 4 Abs. 1 Satz 4 DSchG einen Umgebungsschutz, der sich u.a. auf angrenzende 
Bebauungen, Sichtachsen und städtebauliche Zusammenhänge beziehen kann. Beim Haus 
Ernich betrifft dieser Umgebungsschutz insbesondere auch die Sichtachsen vom und zum 
Rhein bzw. die Fernansichten des Anwesens, die möglichst ungestört zu erhalten sind.  

Insofern nehmen wir erfreut zur Kenntnis, dass die höchstzulässige Höhe baulicher Anlagen 
im Teilgebiet SO1 noch einmal etwas nach unten korrigiert und mit einer leichten Staffelung 
versehen wurde (Stand 17. Oktober 2018 im Vergleich zu Stand 11. September 2018) und 
hoffen, dass dies dazu beiträgt, die geplanten Neubauten hinter dem vorhandenen Baumbe-
stand an der Hangkante weitgehend „verbergen“ zu können und so die historischen Fernan-
sichten des Anwesens vom Rheintal zu erhalten bzw. eine optische Beeinträchtigung des 
Kulturdenkmals zu verhindern. 

Grundsätzlich wird aus denkmalfachlicher Sicht aufgrund der bereits geführten Vorgespräche 
einer maßvollen Bebauung mit Hotel und Restaurantbau unter Wahrung eines ausreichen-
den Abstands zum Haupthaus Ernich zugestimmt. Details der Bebauung ergeben sich erst 
im späteren Bauantragsverfahren und werden dann im Rahmen eines sich anschließenden 
denkmalrechtlichen Genehmigungsverfahrens abzustimmen und zu genehmigen sein. 

Wir bitten darum, im weiteren Verfahrensablauf beteiligt zu werden.  

Diese Stellungnahme betrifft nur die Belange der Direktion Landesdenkmalpflege. Eine Stel-
lungnahme der Direktion Landesarchäologie ist bitte gesondert einzuholen. 



Mit freundlichen Grüßen 

 

Im Auftrag 

Constanze Hüther 

 

Abwägungsvorgang 

Gemäß dem nachrichtlichen Verzeichnis der Kulturdenkmäler der Generaldirektion Kulturel-
les Erbe steht das Schloss und die dazugehörige Parkanlage unter Denkmalschutz gemäß 
Denkmalschutzgesetz (DSchG). Hierzu ist in der Denkmalliste folgendes eingetragen: 

 Das Schloss Ernich, zu dem das Haupthaus, die ehemalige Remise, das Gärtner-
haus, Torhaus, Pumpenhaus und 2 massive Pavillons (ehem. Kegelbahn) und sons-
tige Außenanlagen gehören, steht als Gesamtanlage einschließlich Park als Kultur-
denkmal unter Denkmalschutz (Quelle: Nachrichtliches Verzeichnis der Kulturdenk-
mäler, Kreis Ahrweiler, Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinlandland-Pfalz).  

 

In den Planunterlagen des Bebauungsplans erfolgte daher die nachrichtliche Übernahme 
nach § 9 (6) BauGB. Die fachgesetzlichen Vorgaben gemäß Denkmalschutzgesetz für die-
ses Kulturdenkmal gelten nach wie vor unverändert und erfahren durch die nachrichtliche 
Übernahme keine Einschränkung bzw. werden durch den Erlass des Bebauungsplans nicht 
aufgehoben. Das denkmalschutzrechtliche Beeinträchtigungsverbot bleibt von den Festset-
zungen des Bebauungsplans unberührt.  

Die (landes-)rechtliche Stellung des Denkmalschutzes hat zur Folge, dass die entsprechen-
den Belange des Denkmalschutzgesetzes als öffentlich-rechtliche Vorschriften (spätestens) 
in der Planvollzugsebene zu berücksichtigen sind. Dies bedeutet, dass ein Vorhaben den 
bauplanungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widersprechen darf und 
gleichzeitig die denkmalschutzrechtlichen Anforderungen erfüllen muss.  

Wirksamkeit erlangt der Denkmalschutz jedoch erst in der Planvollzugsebene. 

Erst in dieser Ebene entscheidet sich nach einer denkmalschutzrechtlichen Abwägung, in-
wieweit die Eigentümerbelange mit dem denkmalschutzrelevanten Belangen vereinbar sind 
und eine entsprechende denkmalschutzrechtliche Genehmigung erteilt werden kann. 

Im Hinblick auf die Vollzugsfähigkeit des vorliegenden Bebauungsplans i.S. des § 1 (3) 
BauGB Erfordernis der Planung) ist es für die Satzungsebene von Bedeutung, dass das 
denkmalschutzrechtliche Beeinträchtigungsverbot die durch den Bebauungsplan herbeige-
führten Bebauungsmöglichkeiten nicht ausschließt bzw. verhindert. 

Diese Anforderungen sind vorliegend gegeben. Die Denkmalschutzbehörde hat in der Stel-
lungnahme bei Erfüllung gewisser Tatbestände eine grundsätzliche Zustimmung signalisiert. 

Somit kann zum jetzigen Stand der Planung von einer Vollzugsfähigkeit des Bebauungs-
plans und eine Vereinbarkeit mit den denkmalrelevanten Belangen ausgegangen werden. 

Die abschließende Klärung erfolgt – wie von der Fachbehörde angeführt – um Rahmen der 
denkmalschutzrechtlichen Genehmigung. 

Für die Ebene des vorliegenden Bebauungsplans besteht daher kein weiterer planerischer 
bzw. abwägungsrelevanter Handlungsbedarf. 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnah-
me berücksichtigt. 



 

3.2 Beteiligung der Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB 

 

3.2.1 Kreisverwaltung Neuwied, Schreiben vom 03.01.2018 

 

 



Abwägungsvorgang 

Aus städtebaulicher Sicht ist die Steuerung der Höhenentwicklung im Planbereich grund-
sätzlich notwendig, um auf diese Weise eine möglichst wirkungsvolle Einbindung in das Orts- 
und Landschaftsbild erzielen zu können.  

Aufgrund der denkmalrechtlich relevanten Situation besteht insbesondere für das Teilgebiet 
SO 1 ein Regelungserfordernis, da hier der Bereich der intensiven Neubebauung sein wird. 

Die übrigen Sondergebiete erfassen „lediglich“ den denkmalgeschützten Gebäudebestand. 
Für diese ist eine verträgliche Höhenentwicklung durch die notwendige denkmalrechtliche 
Genehmigung gewährleistet. 

Zwar unterliegt das Teilgebiet SO 1 auch dem denkmalrechtlich relevanten Ensembleschutz, 
so dass auch hier die denkmalrechtliche Genehmigung eine gewisse Sicherheit zur Vermei-
dung einer störenden Höhenentwicklung bietet.  

Dennoch erfolgt die planungsrechtliche Steuerung, um auf diese Weise die höchstmögliche 
Sicherheit bzw. eindeutige Beurteilungsgrundlage schaffen zu können. Gemäß den vorlie-
genden Architekturplänen sind die geplanten baulichen Anlagen bis zu einer  höchstzuläss i-
gen Firsthöhe von 155,0 m üNN geplant. Die künftig geltenden Höhen sind in der Planurkun-
de eingetragen. 

Mit den festgelegten Höhen wird für das Hotelrestaurant ein nutzer- und funktionsgerechter 
Betriebsablauf ermöglicht und gleichzeitig eine Einbindung in den denkmalgeschützten Be-
reich gewährleistet.   

Eine Einsehbarkeit des Plangebietes insbesondere vom Rheintal ergibt sich aufgrund des 
vorhandenen Waldbestandes und der Höhenkante nicht, so dass durch die neu hinzukom-
menden Baukörper keine Beeinträchtigung für das Landschaftsbild hervorgerufen wird. 

Abschließend wird auf die Stellungnahme der Kreisverwaltung Ahrweiler, Referat Denkmal-
pflege vom 21.12.2108 verwiesen (siehe Ziffer 3.1.2 dieser Abwägungsvorlage). 

Hier wird auf die in der Planvollzugsebene stattfindende denkmalrechtliche Genehmigung 
verwiesen, in der die Belange des „Sich-Einfügens“ des Planvorhabens in das Denkmalen-
semble abschließend geprüft werden. 

Im Vorfeld der Einleitung des Bebauungsplanverfahrens haben bereits Abstimmungen mit 
der Denkmalschutzbehörde stattgefunden. Dabei wurde seitens der Fachbehörde als eine 
wesentliche Voraussetzung für die denkmalrechtliche Genehmigung eine maßvolle Höhen-
entwicklung unter Berücksichtigung des Haupthauses definiert. 

Insofern wird den Anregungen der Kreisverwaltung Neuwied hinreichend Rechnung getra-
gen. Eine Landschaftsbildanalyse ist nicht notwendig. 

 

Beschluss 

Die Anregungen werden entsprechend den Ausführungen in der abwägenden Stellungnah-
me berücksichtigt. 
 

Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt, die eingereichten Anregungen und Hinweise wie dargelegt 
zu bewerten, zu gewichten und nach Abwägung unter- und gegeneinander im weite-

ren Verfahrensverlauf entsprechend zu berücksichtigen. 
 



Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung auf Basis der so zu ergänzenden Unterlagen 
mit der Durchführung der Offenlage. 
 

 
 

einstimmig beschlossen   
  
 
Zu Punkt 5 – Schulzentrum Remagen; Sanierung der Fassade; Bereitstel-

lung überplanmäßiger Haushaltsmittel 

Vorlage: 0703/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Die im Haushaltsplan veranschlagten 275.000 Euro waren ursprünglich für die Sanie-
rung der zweigeschossigen Südfassade eingestellt worden. Auf Wunsch der Schul-

leitung soll jedoch in diesem Jahr die dreigeschossige Westfassade saniert werden, 
da die in diesem Gebäudeteil befindlichen Räume weit stärker genutzt werden. 
 

Aufgrund der Submission des Gewerkes Metallbauarbeiten ist nunmehr klar, dass für 
die Umsetzung der Maßnahme zusätzliche Haushaltsmittel in Höhe von ca. 62.000 

Euro benötigt werden. Der Haupt- und Finanzausschuss hatte empfohlen, der über-
planmäßigen Ausgabe zuzustimmen.  
 

 

Beschluss: 

Der Stadtrat stimmt der überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 62.000 Euro zu. 

 
einstimmig beschlossen   

  
 
Zu Punkt 6 – Unterrichtung des Stadtrats über abgeschlossene Verträge 

mit Rats- und Ausschussmitgliedern sowie Bediensteten der 
Stadt 

Vorlage: 0667/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Der Stadtrat wird jährlich über den Abschluss von Verträgen mit Bediensteten der 
Stadt sowie Rats- und Ausschussmitgliedern informiert.  

 
Im Jahr 2018 wurden mit Ratsmitglied Volker Thehos und Ortsvorsteher Michael 
Berndt Verträge abgeschlossen.   

 
Bürgermeister Björn Ingendahl führt aus, dass Volker Thehos in 2018 insgesamt Auf-

träge in Höhe von 6.664,23 Euro erhalten habe. Ortsvorsteher Michael Berndt hat 
Arbeiten mit einer Auftragshöhe von 5.569,20 Euro ausgeführt. 
 

 
 



Beschluss: 

Der Stadtrat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
 

zur Kenntnis genommen   
  

Ratsmitglied Volker Thehos hat wegen Sonderinteresse den Sitzungstisch verlassen 
und an der Beratung nicht teilgenommen. 
 

 
 
Zu Punkt 7 – Ausbau der Pastor-Keller-Straße in Remagen-Kripp; Erhebung 

des endgültigen Ausbaubeitrags 
Vorlage: 0650/2018 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Christine Wießmann erläutert zunächst das Abstimmungsverhalten der SPD-
Fraktion. Bekanntlich plädiere die Fraktion, die mögliche Einführung wiederkehrender 
Beiträge zu prüfen. Da mit den Ausbaumaßnahmen Pastor-Keller-Straße und Voß-

straße in Kripp bautechnisch bereits begonnnen wurde, bevor die SPD ihren Antrag 
stellte, werde man diesen Abrechnungsmaßnahmen zustimmen. Der Erhebung von 

Vorausleistungen in der Kirchstraße werde man nicht zustimmen, da hier mit dem 
Bau noch nicht begonnen wurde. 
 

Dr. Peter Wyborny macht deutlich, dass das Thema Beitragserhebung zurückgestellt 
werden müsse, bis die grundsätzliche Klärung hierzu erfolgt sei. Er werde den Ab-
rechnungsmaßnahmen nicht zustimmen.  

 
Bürgermeister Björn Ingendahl erläutert, dass die Arbeiten in der Pastor-Keller-

Straße abgeschlossen sind. Somit kann der endgültige Ausbaubeitrag berechnet und 
festgesetzt werden.  
 

Die Pastor-Keller-Straße ist eine Anliegerstraße, die kaum Durchgangsverkehr auf-
nimmt.  

 
Es wird daher vorgeschlagen, wie bei der Erhebung der Vorausleistungen (s. Be-
schluss des Stadtrats vom 19.03.2018) den Gemeindeanteil auf 30 % festzusetzen. 

 
Eine Differenzierung zwischen Fahr- und Fußverkehr ist entbehrlich, da die Gewich-

tung vergleichbar ist.  
 
 

Beschluss: 

Der Stadtrat stellt fest, dass die „Pastor-Keller-Straße“ von der Einmündung „Voß-

straße“ (Flurstück 60/66 bzw. 60/48) bis zur Höhe der Grundschule (Flurstück 481/8) 
ausgebaut wurde.  
 

Aufgrund der Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz in Ver-
bindung mit der Ausbaubeitragssatzung der Stadt Remagen vom 10.02.2003 in der 

jetzt gültigen Fassung soll hierfür der endgültige Ausbaubeitrag erhoben werden. 



Abweichend vom auszubauenden Bereich der Verkehrsanlage erstreckt sich das Ab-
rechnungsgebiet von der Einmündung „Voßstraße“ (Flurstück 60/66 bzw. 60/48) bis 
zur Einmündung „Am Ziegelfeld“ (60/28).  

 
Unter Abwägung des Vorteils für die Anlieger mit dem Interesse der Allgemeinheit 

werden die Kosten wie folgt verteilt: 
 
Anteil Anlieger: 70 % 

Anteil Stadt:  30 % 
 

 
mehrheitlich beschlossen   
Nein 1  Enthaltung 4   

 
Zu Punkt 8 – Ausbau der Voßstraße in Remagen-Kripp; Erhebung des end-

gültigen Ausbaubeitrags 
Vorlage: 0651/2018 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Ebenfalls abgeschlossen sind die Arbeiten in der Voßstraße, so dass auch hier die 

Berechnung und Festsetzung des endgültigen Ausbaubeitrags erfolgen kann.  
 
Die Voßstraße ist eine Anliegerstraße, über welche die Straßen Am Ziegelfeld und 

Pastor-Keller-Straße erreichbar sind.  
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, wie bei der Erhebung der Vorausleistungen (s. 

Beschluss des Stadtrats vom 19.03.2018) den Gemeindeanteil auf 55 % festzuset-
zen. 

 
Eine Differenzierung zwischen Fahr- und Fußverkehr ist entbehrlich, da die Gewich-
tung vergleichbar ist.  

 
 

Beschluss: 

Der Stadtrat stellt fest, dass die Voßstraße von der Einmündung Quellenstraße (Flur-
stück 60/72 bzw. 439/5) bis zur Höhe der Einmündung Am Ziegelfeld (Flurstück 

60/27 bzw. 440/14) ausgebaut wurde.  
 

Aufgrund der Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz in Ver-
bindung mit der Ausbaubeitragssatzung der Stadt Remagen vom 10.02.2003 in der 
jetzt gültigen Fassung soll hierfür der endgültige Ausbaubeitrag erhoben werden. 

Abweichend vom auszubauenden Bereich der Verkehrsanlage erstreckt sich das Ab-
rechnungsgebiet von der Einmündung Quellenstraße (Flurstück 60/72 bzw. 439/5) 

bis zur Einmündung Neustraße (Flurstück 429/15 bzw. 432/28).  
 
Unter Abwägung des Vorteils für die Anlieger mit dem Interesse der Allgemeinheit 

werden die Kosten wie folgt verteilt: 
 

Anteil Anlieger: 45 % 



Anteil Stadt:  55 % 
 
 

mehrheitlich beschlossen   
Nein 1  Enthaltung 4   

 
Zu Punkt 9 – Ausbau von Gemeindestraßen; Kirchstraße und Stichweg, 

Remagen; Erhebung von Vorausleistungen auf den endgültigen 

Ausbaubeitrag 
Vorlage: 0666/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Der Ausbau der Kirchstraße steht an. Zum Ausgleich der entstehenden Kosten wer-

den Ausbaubeiträge festgesetzt. Mit Beginn der Bauarbeiten werden Vorausleistun-
gen hierauf erhoben.  

 
Beitragsrechtlich handelt es sich bei dieser Ausbaumaßnahme um zwei getrennt 
voneinander abzurechnende Maßnahmen. Zum einen die eigentliche Kirchstraße 

und zum anderen der hinter dem Rathaus verlaufende Stichweg, der auch als Zu-
fahrt zum Parkplatz dient.  

 
In der Kirchstraße ist von einem überwiegenden Anliegerverkehr auszugehen. Auf-
grund der Tatsache, dass sie jedoch auch, wie vor beschrieben, als Zufahrt zum wei-

teren Straßennetz genutzt wird, liegt ein erhöhter Durchgangsverkehr vor, so dass 
vorgeschlagen wird, den Gemeindeanteil auf 35 % festzusetzen. 
 

Der Stichweg erschließt neben den beiden städtischen Gebäuden (Rathaus und 
Künstlerforum) das Grundstück Kirchstraße 1 (eine gemeldete Person). Darüber hin-

aus dient er als Zufahrt zum öffentlichen Parkplatz (12 Stellplätze). 
 
Da das Rathaus montags bis freitags von den Mitarbeitern der Verwaltung genutzt 

wird, ist auch hier von einem überwiegenden Anliegerverkehr auszugehen. Aufgrund 
der Zufahrt zum Parkplatz liegt aber auch hier ein erhöhter Durchgangsverkehr vor. 

Es wird daher vorgeschlagen, den Gemeindeanteil auf 40 % festzusetzen. 
 
Eine Differenzierung zwischen Fahr- und Fußverkehr ist entbehrlich, da die Gewich-

tung vergleichbar ist.  
 

Christine Wießmann weist auf eine Mitteilung der EVM hin, wonach die Ausschrei-
bung über die Kanalbauarbeiten in der Kirchstraße aufgehoben würde. Gisbert Ba-
chem bestätigt, dass die Ausschreibung zu Los 3 (Kanal) aufgehoben wird und teilt 

weiter mit, dass eine losweise Ausschreibung erfolgt sei. Die Arbeiten, welche die 
städtische Ausbaumaßnahme betreffen, werden nicht aufgehoben, so dass die Ar-

beiten, wie geplant, in diesem Jahr beginnen können.  
 
 

 



Beschluss: 

a) Der Stadtrat stellt fest, dass die Kirchstraße von der Einmündung Pintgasse 
(Flurstück 312/1) bis zur Einmündung Bachstraße (Flurstück 277/5) ausgebaut 

wird.  
 

Aufgrund der Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz in 
Verbindung mit der Ausbaubeitragssatzung der Stadt Remagen vom 
10.02.2003 in der jetzt gültigen Fassung sollen hierfür Vorausleistungen auf 

den endgültigen Ausbaubeitrag erhoben werden, sobald mit der Herstellung 
der Maßnahme begonnen wird. Die Vorausleistungen sollen in Höhe der vo-

raussichtlich endgültigen Kosten erhoben werden.  
 

Unter Abwägung des Vorteils für die Anlieger mit dem Interesse der Allge-

meinheit werden die Kosten wie folgt verteilt: 
 

Anteil Anlieger: 65 % 
Anteil Stadt:  35 % 

 

 
b) Der Stadtrat stellt fest, dass der Stichweg von der Einmündung Kirchstraße 

(Flurstück 2524/272) bis zum Flurstück 287 ausgebaut wird.  
 

Aufgrund der Vorschriften des Kommunalabgabengesetzes Rheinland-Pfalz in 

Verbindung mit der Ausbaubeitragssatzung der Stadt Remagen vom 
10.02.2003 in der jetzt gültigen Fassung sollen hierfür Vorausleistungen auf 
den endgültigen Ausbaubeitrag erhoben werden, sobald mit der Herstellung 

der Maßnahme begonnen wird. Die Vorausleistungen sollen in Höhe der vo-
raussichtlich endgültigen Kosten erhoben werden.  

 
Unter Abwägung des Vorteils für die Anlieger mit dem Interesse der Allge-
meinheit werden die Kosten wie folgt verteilt: 

 
Anteil Anlieger: 60 % 

Anteil Stadt:  40 % 
 
 

mehrheitlich beschlossen   
Nein 8  Enthaltung 2   

 
 
Zu Punkt 10 – Erhebung von Ausbaubeiträgen nach dem Kommunalabga-

bengesetz; Resolution des Stadtrats an die Landesregierung; 
Antrag der Fraktionen der CDU und Bündnis 90/Die Grünen 

Vorlage: 0706/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Bürgermeister Björn Ingendahl weist auf die bundesweite Debatte zur Abschaffung 
der Erhebung von Ausbaubeiträgen hin. Auch in Rheinland-Pfalz wird hierüber zur-

zeit diskutiert. Die Fraktionen der CDU und Bündnis 90/Die Grünen im Stadtrat 
Remagen haben beantragt, der Stadtrat möge eine Resolution mit dem Inhalt, die 



Finanzierung der Straßenausbaubeiträge neu aufzustellen, erlassen. 
 
Christine Wießmann weist erneut auf den Antrag der SPD hin, im Stadtrat eine Dis-

kussion darüber zu führen, ob die Einführung von wiederkehrenden Straßenausbau-
beiträgen statt einmaliger Beiträge nicht der bessere Weg für Remagen sei. 

 
Man wolle niemanden unter Zeitdruck setzen, dafür sei das Thema viel zu wichtig. 
Man gehe aber davon aus, dass fünf Monate Beratungszeit bis zur letzten Ratssi t-

zung im Mai ausreichend sei. 
 

Am Beispiel der Stadt Pirmasens führt sie aus, dass die Umwandlung von Einmalbei-
trägen in wiederkehrende Beiträge jegliche Diskussionen beendet habe, das System 
habe seit Jahren eine hohe Akzeptanz der Bürger. Durch den Straßenausbau habe 

eine Aufwertung des Stadtbildes stattgefunden und durch die aktive Beteiligung am 
Planungs- und Entscheidungsprozess sei das bürgerschaftliche Engagement we-

sentlich verbessert worden.  
 
Der Jahresbeitragssatz liege zwischen 10 und 19 Cent pro Quadratmeter, das seien 

bei einem Grundstück von 600 m² mit Zuschlag für zwei Vollgeschosse 78 € pro 
Jahr, also 6,50 Euro im Monat.  

 
Weiter führt sie aus, dass für den Fall, dass in einem Abrechnungsgebiet in einem 
Jahr keine Ausbaumaßnahmen ausgeführt werden, auch keine wiederkehrenden 

Beiträge erhoben würden. Auch sei durch Rechtsprechung mehrerer Gerichte ent-
schieden worden, dass der wiederkehrende Beitrag nicht auf Mieter umgelegt wer-
den dürfe.  

 
Die SPD stehe nach wie vor dazu, dass es besser wäre, der erfahrene alte Rat wür-

de sich noch mit diesem Thema befassen und beschließen, statt dies einem neuen 
Rat als Altlast zu überlassen, so Christine Wießmann.  
 

Dr. Peter Wyborny plädiert ebenfalls für die Entlastung der Bürger. Ausbaumaßnah-
men seien seiner Meinung nach in der Vergangenheit nur deshalb erforderlich ge-

worden, weil fällige Unterhaltungsmaßnahmen seitens des Baulastträgers nicht er-
folgten. Folglich habe man den Bürger zu Unrecht belastet.  
 

Rosa Maria Müller von der FDP kündigt an, die Resolution zu unterstützen. 
 

Thomas Nuhn teilt mit, dass die FBL-Fraktion der Resolution nicht zustimmen werde, 
vielmehr wolle man zunächst, wie bereits von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
beantragt und von Bürgermeister Björn Ingendahl zugesagt, einen Experten zum 

Thema „Wiederkehrender Beitrag“ hören, um diese weitsichtige Entscheidung treffen 
zu können.  

 
Heinz-Peter Hammer erläutert nochmals die Eckpunkte der Resolution. Ziel sei die 
Entlastung der Anlieger von den Straßenausbaubeiträgen, unter der Prämisse, dass 

der kommunale Straßenausbau gesichert und notwendige Ausbaumaßnahmen auch 
realisiert werden können.  

 
Der Kostendruck auf Wohneigentum solle gemindert werden. Dies helfe insbesonde-



re Familien mit Kindern und älteren, oft alleinstehenden Menschen mit niedrigem 
Einkommen. Zudem werde der Erwerb von Altimmobilien in den Ortskernen erleich-
tert, wenn die Unsicherheit über zukünftig zu zahlende Ausbaubeiträge wegfalle. 

Auch der belastende, ständige Streit über Einmal- oder wiederkehrende Beiträge in 
den Gremien und der Bürgerschaft entfalle, genauso wie der Konflikt zwischen Bür-

ger und Verwaltung über die Höhe der festgesetzten Beiträge. Der Verwaltungsauf-
wand für die Berechnung der Beiträge entfalle und deren Begründung gegenüber 
den betroffenen Bürgern erübrige sich. Abschließend weist er darauf hin, dass Ge-

richtsverfahren, wie sie in der letzten Zeit von Bürgern in Beitragsangelegenheiten 
immer häufiger angestrengt werden, zukünftig nicht mehr notwendig seien. Dadurch 

würden Gerichte und Verwaltung entlastet. Die mit den Prozessen verbundenen Kos-
ten fielen weg, wobei die Gerichtskosten für eine Gemeinde nicht selten ein Vielfa-
ches des streitig gestellten Anliegerbeitrags ausgemacht hätten.  

 
Bürgermeister Björn Ingendahl weist darauf hin, dass die Diskussion über die Bei-

tragserhebung und deren Art und Weise fortgeführt werde. Mit dem zuständigen Re-
ferenten des Gemeinde- und Städtebundes wurde bereits Kontakt aufgenommen. 
Eine Informationsveranstaltung wird aber vor der Sommerpause aus Zeitgründen 

nicht stattfinden können. Er macht nochmals deutlich, dass eine Umstellung der Bei-
tragserhebung erst mit Erlass einer Satzung wirksam werde, das heißt, aktuelle Aus-

baumaßnahmen sind hiervon nicht betroffen.  
 

Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt nachfolgende Resolution: 
 

Resolution der Stadt Remagen: Finanzierung der Straßenausbaubeiträge neu 

aufstellen! 

Die Kommunen in Rheinland-Pfalz sorgen gemäß § 14 Landesstraßengesetz  für den 

Bau sowie für die Unterhaltung des gemeindlichen Straßennetzes. Zu diesem Zweck 
werden Straßenausbaubeiträge erhoben. In zahlreichen Bundesländern, auch in 
Rheinland-Pfalz, wird über die Zukunft der Straßenausbaubeiträge diskutiert – vor 

allem angesichts der häufig erheblichen finanziellen Belastung der Anlieger. 

Die adäquate Erfüllung der Pflichtaufgabe kommunaler Selbstverwaltung (Straßen-

bau- und Unterhaltung) auf der einen Seite und die Berücksichtigung der sozialen 
Interessen der Anlieger auf der anderen Seite geraten hier in einen erheblichen Ziel-
konflikt. 

 

Aus diesem Grund bittet die Stadt Remagen die Landesregierung, ein Konzept 

für die finanzielle Neuaufstellung der Straßenausbaubeiträge vorzulegen : 

Die Stadt Remagen regt an, die Anteile der Bürgerinnen und Bürger für die Unterhal-
tung der kommunalen Straßen durch Finanzmittel des Landes zu ersetzen und das 

Kommunalabgabengesetz entsprechend zu ändern. Der Anteil der Kommunen soll 
nicht Gegenstand einer Förderung sein. Zudem muss sichergestellt sein, dass die 



Planungs- und Entscheidungshoheit über Ausbaumaßnahmen Sache der Kommu-
nen bleibt und nicht auf Ebene der Landesregierung entschieden wird. 

Erforderlich ist ein evidenzbasiertes, tragfähiges und nachhaltiges Finanzierungskon-

zept, dass spezifisch auf die Rahmenbedingungen des kommunalen Straßenaus-
baus in Rheinland-Pfalz zugeschnitten ist. Eine Übernahme von Konzepten und eine 

Orientierung an Zahlen aus anderen Bundesländern schließen sich vor diesem Hin-
tergrund aus. 

 

Konsequenzen: 

1. Die gesamte Bürgerschaft kann entlastet werden, da sie in Zukunft nicht mehr an 

der Unterhaltung der Straßen vor Ort beteiligt wird. 

2. Der Kostendruck auf Wohneigentum soll gemindert werden. Das hilft 

insbesondere Familien mit Kindern und älteren, oft alleinstehenden Menschen mit 

niedrigem Einkommen. Zudem wird der Erwerb von (Alt-)Immobilien in den 

Ortskernen erleichtert, wenn die Unsicherheit über zukünftig zu zahlende 

Ausbaubeiträge wegfällt. 

3. Der belastende ständige Streit über Einmal- oder wiederkehrende Beiträge in den 

Gemeinderäten und in der Bürgerschaft entfällt. 

4. Der Konflikt zwischen Bürgern und Verwaltung über die Höhe der Beiträge, ihre 

Berechtigung und die Art ihrer Berechnung entfällt ebenfalls. Dadurch verbessert 

sich das Verhältnis der Bürger zu “ihrer” Verwaltung. 

5. Der Verwaltungsaufwand für die Berechnung der Anliegerbeiträge und deren 

Begründung gegenüber den betroffenen Bürgern (z.B. in 

Anwohnerversammlungen oder Einzelgesprächen) erübrigt sich. 

6. Gerichtsverfahren über Anliegerbeiträge, wie sie in der letzten Zeit von Bürgern in 

Beitragsangelegenheiten immer häufiger angestrengt werden, sind nicht mehr 

notwendig. Dadurch werden die Gerichte und die Verwaltung entlastet. Die mit 

den Prozessen verbundenen Kosten fallen weg, wobei die Gerichtskosten für eine 

Gemeinde nicht selten ein Vielfaches des streitig gestellten Anliegerbeitrags 

ausgemacht haben. 

 

 
mehrheitlich beschlossen   

Nein 10   
 
 

 
 

 



Zu Punkt 11 – Finanzangelegenheiten; Nutzungsvertrag mit der "Gemeinnüt-
zigen Trägergesellschaft Katholische Kindertageseinrichtungen 
im Raum Koblenz mbH" 

Vorlage: 0687/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Die Kindertagesstätten der katholischen Kirche wurden in die „Gemeinnützige Trä-
gergesellschaft Katholische Kindertageseinrichtungen im Raum Koblenz mbH“ über-

führt. Von dort wurde gebeten, einen einheitlichen Nutzungsvertrag für die Kinderta-
gesstätten St. Johannes Nepomuk in Kripp und Arche Noah (St. Laurentius) in 

Oberwinter abzuschließen. 
 
Die Sachkosten betrugen 2018 für die Kita St. Johannes Nepomuk rund 16.500,00 

Euro. Der Zuschuss der Stadt belief sich auf 17.000,00 Euro. Ähnlich sah es in der 
Arche Noah aus. Sachkosten in Höhe von rund 15.000,00 Euro stand ein städtischer 

Zuschuss in Höhe von 14.000,00 Euro gegenüber. 
 
Ohne weiteren Beratungsbedarf ergeht folgender 

 

Beschluss: 

Der Stadtrat ermächtig den Bürgermeister, den Nutzungsvertrag mit der Gemeinnüt-
zigen Trägergesellschaft Katholische Kindertageseinrichtung im Raum Koblenz mbH“ 
abzuschließen. 

 
 
einstimmig beschlossen   

Enthaltung 2   
 

 
Zu Punkt 12 – Realisierungs- und Finanzierungsvertrag für die Modernisie-

rung und den barrierefreien Ausbau des Bahnhofs Oberwinter 

Vorlage: 0693/2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Bürgermeister Björn Ingendahl führt aus, dass der Bahnhof in Oberwinter seit ge-
raumer Zeit wieder verstärkt Gegenstand der politischen und gesellschaftlichen Dis-

kussion in Remagen sei. Für viele seien die Bahnhofsdächer Sinnbild für den Erhalt 
oder gar den Untergang dieses Bahnhaltepunktes auf Remagener Stadtgebiet ge-

worden.  
 
Es sei verständlich, dass gerade die Bahnpendler und Mitbürgerinnen und Mitbürger 

aus Oberwinter an diesem lieb gewonnenen Erscheinungsbild des Bahnhofes fest-
halten wollen. Gleichwohl dürfe eine – zugegebenermaßen funktionelle – Umgestal-

tung des Bahnhofes Oberwinter nicht missverstanden werden als Degradierung oder 
Aufgabe dieses Halts. 
 

In der öffentlichen Darstellung würden vielfach verschiedene Aspekte miteinander 
verknüpft, ohne dass tatsächliche Zusammenhänge bestünden, betont der Vorsi t-

zende. 



 
Er macht deutlich, dass der schon im Jahr 2013 in Teilen durch den Stadtrat be-
schlossene Realisierungs- und Finanzierungsvertrag mit dem SPNV Nord und der 

DB Station&Service AG zur Modernisierung und zum barrierefreien Ausbau des 
Bahnhofs Oberwinter, Gegenstand der heutigen Beratung sei. Nicht jedoch die Art 

und Weise der Infrastrukturmaßnahme. Hierüber wurde bereits am 22. Januar 2019 
im Bauausschuss beraten, mit dem klaren mehrheitlichen Ergebnis, keine Änderun-
gen an der Planung vorzunehmen. 

 
Neu seien die Mitteilungen des SPNV Nord am vergangenen Freitag im Kreistag, die 

Hoffnung auf eine baldige verbesserte Anbindung von Oberwinter durch den RRX 
macht. Hierzu habe er, so der Vorsitzende, mit dem neuen Verbandsdirektor des 
SPNV, Thorsten Müller, telefoniert, der die positiven Berichte bestätigt habe. Dem-

nach haben sich das Land Rheinland-Pfalz und der SPNV darauf geeinigt, dass auf 
das zeitintensive Stärken und Schwächen des RRX in Remagen – auch wegen der 

ohnehin überlasteten Trasse – verzichtet werden solle. Stattdessen werde ein weite-
res Fahrzeug beschafft. Die dadurch entstandene Zeitreserve werde für den Halt des 
RRX in Oberwinter – und zwar stündlich ein Halt in jede Richtung – genutzt. Dieser 

Halt sei vom SPNV bereits fest im Fahrplan des RRX ab Juni dieses Jahres vorge-
sehen.  

 
Zu dieser Entscheidung von Land und Zweckverband habe mit Sicherheit auch bei-
getragen, dass sich die Stadt Remagen und viele andere Akteure für den Halt Ober-

winter stark gemacht haben. Hervorzuheben sei die Bürgerinitiative Oberwinter, der 
für ihr unermüdliches Engagement in dieser Angelegenheit großer Dank und Respekt 
gilt. 

 
Grundvoraussetzung für den Halt des RRX in Oberwinter sei allerdings der zeitnahe 

Umbau des Bahnhofs, denn der RRX könne nur in Oberwinter halten, wenn die 
Bahnsteige auf 76 cm Höhe angehoben werden. Dafür sei es von elementarer Be-
deutung, heute dem Realisierungs- und Finanzierungsvertrag zuzustimmen, denn 

nur dann sei eine zeitnahe Ausschreibung und Umsetzung der Maßnahme möglich, 
führt Bürgermeister Björn Ingendahl weiter aus.  

 
Eine neue Planung des Umbaus würde nicht nur deutlich mehr Zeit kosten, in der 
Oberwinter weiterhin nicht vom RRX angefahren würde, sie würde darüber hinaus 

deutlich mehr Geld kosten, als die bisher veranschlagten 800.000 Euro.  
 

Der Vorsitzende erläutert, dass zum einen die Planungsleistung komplett durch die 
Stadt zu tragen wäre. Zum anderen habe die DB Station&Service mitgeteilt, dass sie 
sich im Falle einer Umplanung nicht mehr zwangsläufig an den mit der Stadt 

Remagen ausgehandelten Finanzierungsmix gebunden sähe, der einen Festbetrag 
für die Stadt Remagen von weiteren 610.000 Euro für den Umbau vorsehe, welche 

auch im Haushalt 2020 eingestellt seien.  
 
Er habe bereits in der Vergangenheit mehrfach deutlich gemacht, so der Vorsitzen-

de, dass es sein vorrangiges Ziel sei, den Bahnhof Oberwinter wieder besser an die 
Bahn anzubinden. Diese Möglichkeit sei jetzt in greifbarer Nähe. Daher appelliere er 

an alle Ratsmitglieder, dem vorgelegten Realisierungs- und Finanzierungsvertrag 
zuzustimmen. 



 
Hans Metternich fragt noch einmal nach, ob es sich bei den geplanten Stopps in 
Oberwinter um zusätzliche Anbindungen handele oder ob lediglich vorhandene 

Stopps ersetzt würden. Bürgermeister Björn Ingendahl verdeutlicht, dass die Mittel-
rheinbahn, die zurzeit in Oberwinter hält, nicht zur Disposition stünde. Der Halt des 

RRX sei, wie vorgetragen, fest eingeplant. Er ersetze den Wegfall des RE 5. 
 
Des Weiteren spricht Hans Metternich nochmals den Erhalt der Dächer an. Seiner 

Meinung nach werde die Planung der Bahn durch den Bestand der Dächer nicht tan-
giert. Zudem können Kosten für den Rückbau in Höhe von rund 156.000 Euro einge-

spart werden und auf die Erstellung der überdachten Wartebereiche verzichtet wer-
den. Hier könnten die Kosten um rund 80.000 Euro reduziert werden.  
 

Christine Wießmann begrüßt einen stündlichen Halt des RRX in Oberwinter. Sie ge-
he davon aus, dass der Halt der Ahrtalbahn auch weiterhin erfolge, führt sie weiter 

aus. Zudem macht sie deutlich, dass die SPD-Fraktion eine Nachverhandlung des 
vorliegenden Vertrags fordere, denn der Dachabriss sei unnötig, diese Kosten könn-
ten eingespart werden. Der Treppenabriss sei unnötig, auch diese Kosten könnten 

eingespart werden. Die Verkürzung der Bahnsteige in nördlicher Richtung und die 
Verlängerung in südlicher Richtung seien unnötig, die Kosten könnten eingespart 

werden. Übrig blieben, so Christine Wießmann, die Kosten für eine Erhöhung der 
Bahnsteige, der längere Tunneldurchstoß und die behindertengerechten Rampen. Es 
könnten Kosten gespart und Bewährtes erhalten werden. 

 
Michael Uhrmacher weist zudem auf den Sicherheitsaspekt hin. Er habe beobachtet, 
dass viele Schüler den Bahnhof in Oberwinter nutzen. Steht ihnen nun durch die ver-

kürzten Bahnsteige weniger Raum zur Verfügung, könne dies zu gefährlichen Situa-
tionen führen.   

 
Rosa Maria Müller spricht sich ebenfalls für den Erhalt der Dächer aus und weist auf 
Folgekosten – wie zum Beispiel das Schnee räumen – hin, die nicht außer Acht ge-

lassen werden sollten. 
 

Der Oberwinterer Ortsvorsteher Norbert Matthias betont, dass auch für ihn erste Prio-
rität der Halt des RRX in Oberwinter habe. Zudem liege die Planungshoheit bei der 
Bahn, was deutlich geworden sei, als bereits bei den ersten Gesprächen 2013 auf 

bestehende Schächte für Aufzüge und Rampen hingewiesen wurde, diese dann in 
der späteren Planung aber keine Rolle mehr spielten.  

 
Auch Thomas Nuhn macht deutlich, dass eine Verzögerung beim Ausbau des Bahn-
hofs nur Nachteile mit sich bringe und plädiert dafür, dem vorliegenden Vertrag zu-

zustimmen.  
 

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grüne stehe die Barrierefreiheit sowie die Mobilität 
der Oberwinterer Bürgerinnen und Bürger an erste Stelle. Um dies zeitnah umzuset-
zen, werde auch Bündnis 90/Die Grünen dem Vertrag zustimmen, führt Volker 

Thehos aus. 
 

Dr. Peter Wyborny wiederum spricht sich für den Erhalt der Dächer und die damit 
verbundene Umplanung aus. Seiner Meinung nach müsse die Bahnhofsbedachung 



unter Denkmalschutz gestellt werden, als ein gemeinsames Ensemble mit dem Ro-
landswerther und dem Remagener Bahnhof. Würde der Oberwinterer Bahnhof unter 
Denkmalschutz gestellt, erübrige sich die Diskussion, ob dem Stadtrat Oberwinter 

keine 400.00 Euro wert sei. Er beantrage, den Tagesordnungspunkt auf die nächste 
Sitzung des Stadtrats im Mai zu verschieben, um diese Fragestellung abzuklären. 

 
Bürgermeister Björn Ingendahl weist darauf hin, dass die Verwaltung bereits Kontakt 
zur Denkmalschutzbehörde aufgenommen habe. Die Bahnhofsbedachung erfülle die 

notwendigen Kriterien nicht. Er verdeutlicht nochmals, dass es einer Neuplanung be-
darf, sollten die Dächer erhalten oder komplett erneuert werden. Dies führe zu einer 

Zeitverzögerung und zum Verlust der Zusagen der Bahn.  
 
Den Antrag von Dr. Peter Wyborny, den Tagesordnungspunkt auf die nächste Sit-

zung des Rates im Mai 2019 zu verschieben, bringt er zur Abstimmung. Dem Antrag 
stimmen fünf Ratsmitglieder zu. Bei 28 Gegenstimmen erreicht der Antrag nicht die 

erforderliche 2/3-Mehrheit.  
 
Es ergeht folgender  

 

Beschluss: 

Der Stadtrat beschließt, den Realisierungs- und Finanzierungsvertrag mit der DB 
Station&Service in der vorliegenden Form abzuschließen. 
 

mehrheitlich beschlossen   
Ja 19  Nein 9   
 

 
Zu Punkt 13 – Mitteilungen – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Zu Punkt 
13.1 

– Neuterminierung der Ratssitzung im Mai 2019 – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Bürgermeister Björn Ingendahl teilt mit, dass die Mai-Sitzung des Stadtrats aufgrund 
der Kirmes in Kripp von Montag, 20.05.2019, auf Dienstag, 21.05.2019, verschoben 
wird.  

 
 
Zu Punkt 14 – Anfragen – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Zu Punkt 

14.1 

– Gewerbegebiet Remagen, Parken – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 
Sabine Glaser bezieht sich auf die Sitzung des Wirtschaftsförderungs- und Stadtent-
wicklungsausschusses am 6. November 2018. Dort war das Parken im Remagener 

Gewerbegebiet Thema. Insbesondere das Parken von Lkw über Nacht sollte durch 
eine entsprechende Beschilderung unterbunden werden. Auf Rückfrage im Januar 

hieß es, die Arbeiten würden zeitnah umgesetzt.  



 
Thomas Nuhn teilt hierzu mit, dass während des Umzugs der Trinkkontor Bitburger 
Bier GmbH in das Remagener Gewerbegebiet mehrere Fahrzeuge im Bereich der 

Straßen parkten. Der Umzug sei aber so gut wie abgeschlossen, so dass dies in Zu-
kunft nicht mehr vorkäme. 

 
Anmerkung der Verwaltung: 
Die Beschilderung wurde Anfang des Monats durch den Bauhof aufgestellt. Nun 

werden entsprechende Kontrollen durchgeführt. 
 

 
Zu Punkt 
14.2 

– städtische Mikrofonanlage – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Jürgen Blüher kritisiert die Qualität der städtischen Mikrofonanlage und bittet, diese 

auszutauschen. 

 
Bürgermeister Björn Ingendahl erklärt, dass die Mikroanlage getestet werden sollte 

und diesen Test nicht bestanden habe. Die Anlage werde daher ausgetauscht. 
 

 
Zu Punkt 
14.3 

– Shuttlebus-Service bei städtischen Festen – 

-------------------------------------------------------------------------------------------------------- -------- 
 
Dr. Peter Wyborny berichtet, dass aus Unkelbach die Fragestellung an ihn herange-

tragen wurde, warum Remagen Geld in einen Shuttlebusaustausch beim Weih-
nachtsmarkt mit Bad Breisig und Sinzig ausgibt, es aber keine Busse nach Unkel-

bach, Oedingen oder Rolandswerth gebe. Er bittet um Prüfung, ob künftig bei städti-
schen Festen in der Kernstadt nicht ein oder zwei Fahrmöglichkeiten angeboten 
werden können.  

 
Heinz-Peter Hammer weist auf das Angebot des Ü-60-Busses hin, der diese Fahrten 

eventuell übernehmen könnte. Bürgermeister Björn Ingendahl greift diese Idee auf. 
Zudem sei geplant, in diesem Jahr einen neuen Bus anzuschaffen. Der Shuttlebus-
service Remagen-Sinzig-Breisig werde über den Verein Rhein-Meile Aktiv finanziert. 

Eine Anbindung der nördlichen Stadtteile hierüber sei daher nicht möglich.  
 

 
Zu Punkt 
14.4 

– barrierefreies Rathaus – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Des Weiteren bittet Dr. Peter Wyborny um einen aktuellen Bericht zur Barrierefreiheit 
des Remagener Rathauses. 
 

Gisbert Bachem erläutert hierzu, dass im Zuge des Ausbaus der Kirchstraße der Ab-
riss der hinteren Treppe zum Rathaus und die Errichtung eines Podestes geplant 

seien. Hierauf wird ein Plattformlift installiert, der den barrierefreien Zugang ermög-



licht. Im Nebengebäude wurde der Austausch der Etagentüren ausgeschrieben, zu-
dem werde die Eingangstür entsprechend ertüchtigt.  
 

Bürgermeister Björn Ingendahl ergänzt, dass die Planung, das Erdgeschoss des 
Rathauses barrierefrei zu gestalten, nach wie vor verfolgt werde. Der Haushalt 2019 

sehe allerdings keine Mittel vor. Daher wird die Umsetzung noch einige Zeit in An-
spruch nehmen.  
 

 
Zu Punkt 

14.5 

– Bordsteinabsenkung Fährgasse – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Kenneth Heydecke erkundigt sich nach der Bordsteinabsenkung in der Fährgasse 
gegenüber des Eingangsbereiches der Kindertagesstätte St. Anna.  

 
Bürgermeister Björn Ingendahl führt aus, dass die Ordnungsbehörde bereits eine 
Begehung durchgeführt habe. Man stehe in Kontakt mit der Bauverwaltung zur tech-

nischen Umsetzung und finalen Abstimmung der Ausführung. Sobald diese abge-
schlossen ist, können die entsprechenden Arbeiten beauftragt werden. 

 
 
Zu Punkt 

14.6 

– Hochwasserschutz Unkelbach – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 

Ortsvorsteher Egmond Eich erkundigt sich nach den Umsetzungen der unstrittigen 
Maßnahmen zum Hochwasserschutz in Unkelbach. 

 
Gisbert Bachem führt hierzu aus, dass am 26.03.2019 ein Gespräch mit dem beauf-
tragten Büro Becker stattfinden wird, in welchem die Maßnahmen abgestimmt wer-

den.  
 

Er könne aber bereits heute sagen, dass die Bachaufweitung im Bereich Am Müh-
lenweg durch den städtischen Bauhof durchgeführt wird. Steinaufschüttungen bedür-
fen einer wasserrechtlichen Genehmigung, die einige Zeit in Anspruch nehmen wird.  

 
 
Zu Punkt 
14.7 

– Hotspots in den Ortskernbereichen – 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Ortsvorsteher Norbert Matthias erinnert an die Zusage, die Ortskerne von Oberwinter 

und Bandorf mit Wlan-Hotspots auszustatten. So seien das alte Rathaus in Oberwin-
ter und das Dorfgemeinschaftshaus in Bandorf noch immer ohne Telefonanschluss.  

 

 
 

 



    

 
Nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, schließt der Vorsitzende die  

Sitzung um 19:40 Uhr. 
 

Remagen, den 16.04.2019     
Der Vorsitzende 
gez. 

Schriftführer/in 
gez. 

 
 

 
Björn Ingendahl Beate Fuchs  
Bürgermeister  
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